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Abstract 
Frühe Hilfen sind ein wichtiger Bestandteil für die flächendeckende Prävention im Kinder-
schutz sowie im Gesundheitswesen. Das Unterstützungssystem der Frühen Hilfen ist bun-
desweit sowohl regional als auch überregional organisiert. Die Zielgruppe der Frühen Hil-
fen sind vornehmlich (werdende) Eltern mit Kindern zwischen null und drei Jahren. 
Frühe Hilfen müssen sich in der Praxis immer wieder mit Fragen der Niedrigschwelligkeit,
des Schutzauftrages und des staatlichen Wächteramtes auseinandersetzen und sich hier-
zu positionieren. Sie bewegen sich in einem Präventionskontext, der von neoliberalen und
anderen normativen Ordnungsprinzipien geprägt ist. Diese Ordnungsprinzipien wirken auf
die Spannungsfelder von Förderung und Prävention auf der einen sowie Hilfe und Kontrol -
le auf der anderen Seite. Der Anspruch, dass Frühe Hilfen für alle Familien erreichbar sein
sollen, wird mit dem Auftrag gekoppelt, ein besonderes Augenmerk auf Familien zu rich-
ten, die sich in Problemlagen befinden. 
Hier werden bereits die Ambivalenzen der Frühen Hilfen erkennbar. Die vorliegende Arbeit
analysiert den präventiven Auftrag der Frühen Hilfen, indem sie sich u.a. kritisch mit der
Regulierungsfunktion  des  Sozialstaates  auseinandersetzt  und die  Tendenzen von „Re-
Familisierung“ und „De-Familisierung“, das „In-die-Verantwortung-Nehmen“ und den „Ver-
antwortungsentzug“ von Familien, betrachtet. Darüber hinaus prüft die Arbeit, ob dem Prä-
ventionsgedanken der Frühen Hilfen das Anliegen der Erhaltung und Förderung von Hu-
mankapital zugrunde liegt und ob es möglich ist, Frühe Hilfen losgelöst von Kinderschutz
zu betrachten. Des Weiteren ist das Erkenntnisinteresse dieser Arbeit herauszufinden, ob
eine Vermischung der Angebote der Frühen Hilfen und der Angebote der Hilfen zur Erzie-
hung stattfindet.
III
Vorwort
Die Familie wird oft als „Keimzelle“ des Staates bezeichnet, als „gesellschaftsstiftende Or-
ganisationseinheit“  des menschlichen Zusammenlebens, als Ort  der Solidarität  und der
gegenseitigen Fürsorge. Aus einer sozialpolitischen Perspektive kommt der Familie eine
hohe Bedeutung für das Wohlergehen der Familienmitglieder zu: Nicht nur, dass das Ein-
kommen der Familie zum Erhalt aller Familienmitglieder dient, sondern auch, dass in der
Familie Sorgearbeit  unentgeltlich geleistet  wird,  trägt zum gesellschaftlichen Wohlstand
bei. Die Sozialpolitik hat deshalb ein großes Interesse daran, dass Familien gut „funktio-
nieren“ und hält entsprechend auch einige Unterstützungsleistungen für Familien vor wie
etwa das Kindergeld, das Erziehungsgeld, das Pflegegeld oder auch die Möglichkeit der
beitragsfreien Mitversicherung von nicht erwerbstätigen Familienmitgliedern in der gesetz-
lichen Kranken- und Pflegeversicherung. Auf diese Weise fördert der Wohlfahrtsstaat die
Familien in ihrer gesellschaftlichen Sorgefunktion und wahrt damit auch ein System, wel-
ches Sorgearbeit primär in der Familie und nicht in professionellen Betreuungs- und Pfle-
gesettings verortet. Deutschland wird deshalb auch als familialistisches Wohlfahrtsregime
charakterisiert.
Über die „richtige“ Balance zwischen Staat, Markt und Familie in der Erbringung von Sor-
gearbeit  gibt  es immer wieder Diskussionen,  insbesondere im Zusammenhang mit  der
Frage nach der Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit. Hier haben wir in den letz-
ten Jahren weitreichende Veränderungen im Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen und in
der Förderung von Strukturen der pflegerischen Versorgung zu verzeichnen. Dieser Pro-
zess der Entlastung von Familien von Betreuungs- und Pflegeaufgaben wird als De-Famili-
sierung bezeichnet und schafft – insbesondere aus einer geschlechterpolitischen Perspek-
tive – neue Handlungsspielräume für Familien. Aus einer kritischen Perspektive werden
die Grenzen dieser Form von De-Familisierung diskutiert: Wie lange sollen Kinder, vor al-
lem jüngere, in der Kindertagesstätte betreut werden? Wie qualitätsvoll ist die Versorgung
von Pflegebedürftigen durch ambulante Dienste mit engen Zeitvorgaben? Oftmals wird die
Familie als die bessere Alternative favorisiert und gleichzeitig wie selbstverständlich davon
ausgegangen, dass die Sorgearbeit in der Familie immer „das Beste“ sei.
IV
Was aber, wenn die Familie nicht gut tut, sondern wenn von ihr sogar Gefahr für Leib und
Leben, für die kindliche Entwicklung ausgeht? Wie können einzelne Familienmitglieder vor
anderen Familienmitgliedern geschützt werden? Die Soziale Arbeit beschäftigt sich profes-
sionell mit Fragen der Gewalt gegen Frauen und Kinder, der Misshandlung und des Miss-
brauchs in Familien sowie mit Maßnahmen des Gewaltschutzes. Insbesondere in Bezug
auf das Kindeswohl bestehen ein expliziter gesetzlicher Schutzauftrag und auch die Pflicht
zur Intervention bei einer Gefährdung des Kindeswohls. Hier wäre De-Familisierung im
Sinne einer Verhinderung von familialer „Sorgearbeit“ notwendig. Aber wann ist es legitim,
in die Familie einzugreifen? Artikel 6 des Grundgesetzes schützt die Familie vor staatlicher
Einflussnahme: „Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und
die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht.“ Nur wenn die Erziehungsberechtigten versagen,
darf der Staat eingreifen. Muss also zunächst so lange gewartet werden, bis das Kind
sprichwörtlich in den Brunnen gefallen ist? Kann die Soziale Arbeit nicht schon präventiv
tätig werden, ohne in die Rechte der Eltern einzugreifen?
Diesem Dilemma zwischen Schutzpflicht auf der einen Seite und elterlicher Erziehungsau-
tonomie auf  der  anderen Seite widmet sich Carolina Nawroth in der  vorliegenden Ba-
chelorthesis. Sie nimmt dafür das Beispiel der Frühen Hilfen genau unter die Lupe und
zeichnet den in dem Instrument eingeschriebenen Balanceakt zwischen Prävention durch
sozialpädagogische Familienbildung und Intervention durch den am Kindeswohl orientier-
ten staatlichen Schutzauftrag facettenreich nach. Dabei schließt sie an aktuelle Diskurse
der Sozialpolitik und der Kindheitspädagogik an und gibt einen hoch reflektierten Einblick
in professionsethische Problemlagen mit Bezug auf die Frühen Hilfen. Als Absolventin des
Bachelor-Studiengangs Pädagogik der Kindheit  und Familienbildung hat sie ein Thema
gewählt, dessen Relevanz für die spätere Berufspraxis grundlegend ist. Ihre Abschlussar-
beit wurde von der Fakultät für Angewandte Sozialwissenschaften zur Publikation in der
Reihe „Ausgezeichnet!“ vorgeschlagen. Diesem Vorschlag kann ich mich uneingeschränkt
anschließen. Ich wünsche der Publikation viele Leser*innen aus Wissenschaft und Praxis!
Sigrid Leitner, Prodekanin der Fakultät für Angewandte Sozialwissenschaften,
im Februar 2017
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Einleitung 
Bereits das Grundgesetz erläutert, dass die Familie unter dem Schutz der „staatlichen Ord-
nung“ steht und die „Pflege und Erziehung der Kinder […] das natürliche Recht der Eltern 
und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht“ ist (Art. 6 Abs. 1-3 GG). „Die staatliche Ge-
meinschaft“ wacht über diese Tätigkeit (ebd.). Das Grundgesetz verdeutlicht das Span-
nungsfeld, indem sich nicht nur sozialpädagogische Institutionen, sondern auch Leistungs-
behörden (wie das Jugendamt) bewegen. Die Pflege und Erziehung ist einerseits „natürli-
ches“ zu unterstützendes Recht der Eltern, andererseits kommt dem Staat ein Wächteramt 
zu. Familie und Ehe ist etwas, das nach dem Grundgesetz schutzbedürftig ist. Die Exekuti-
ve kann nur aufgrund eines Gesetzes in die Familie oder in die Ehe eingreifen.  
Während das Gesetz von einem subsidiären Grundgedanken ausgeht, aufgrund dessen der 
Staat erst tätig wird, wenn die Familie in ihrem Erziehungs- und Pflegeauftrag versagt, 
weist vor allem das 21. Jahrhundert Entwicklungen ab1, die mit den Begriffen „De-
Familisierung“ und „Re-Familisierung“ beschrieben werden können (Leitner 2013, S. 26). 
Sie weisen auf eine Neukonturierung staatlichen Handelns hin. Neben das Wächteramt tritt 
die allgemeine „Prävention“, insbesondere die sogenannten „Frühen Hilfen“. Sie spielen 
seit der Gründung durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) im Jahre 2007 eine entscheidende Rolle in der bundesweiten Präventionsland-
schaft (Nationale Zentrum Frühe Hilfen 2015). Das Leitbild der Frühen Hilfen geht auf die 
Kinderrechtskonvention im Jahre 1989 zurück, in der festgelegt wurde, dass Kinder u.a. 
ein Recht auf ein gewaltfreies Aufwachsen, auf Förderung und Partizipation haben (vgl. 
Praetor Intermedia UG o.J.; Nationales Zentrum Frühe Hilfen 2014, S. 6). Das erklärte Ziel 
ist – basierend auf der Lebenswelt der jeweiligen Familie – ‚kindgerechte‘ (vgl. Praetor 
Intermedia UG o.J.; § 1 SGBVIII) und „förderliche Entwicklungsbedingungen für Säug-
linge und Kleinkinder in ihren Familien zu schaffen und zu stärken“ (Nationales Zentrum 
Frühe Hilfen 2014, S. 6). Im Vordergrund der Frühen Hilfen stehen die niedrigschwelligen 
und freiwilligen Angebote sowie die Vernetzung der Familien mit örtlichen Kooperations-
partnern (vgl. Nationales Zentrum Frühe Hilfen 2014, S. 10). Frühe Hilfen betonen in ihren 
Informationsbroschüren die Bedeutsamkeit des gegenseitigen Vertrauens von Familie und 
Mitarbeitenden.  
                                                          
1 Hier sind vor allem der Ausbau von Kindertageseinrichtung und der Rechtsanspruch auf einen Kindergar-
tenplatz, ab dem dritten Lebensjahr, hervorzuheben sowie die Forderung der Ausweitung von Offenen Ganz-
tagsschulen. 
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Im Verlauf dieser Arbeit wird sich mit der Frage auseinandergesetzt, ob Frühe Hilfen nicht 
auch Leistungen erbringen, die weniger dem Präventionsgedanken als dem Wächteramt 
des Staates entsprechen. Beispielsweise kann hier der Schutzauftrag genannt werden, den 
auch freie Träger durch eine Generalvereinbarung erfüllen. Ein wichtiges Element des 
Schutzauftrages ist der Datenaustausch mit Kooperationspartnern. Dieser Austausch wird 
durch das Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) geregelt. Fa-
milien und Erziehungsberechtigte werden in diesem Gesetz mit einbezogen und informiert, 
solange die Kinder darunter nicht zu Schaden kommen. Frühe Hilfen arbeiten nach dem 
Leitsatz: „Vielleicht gegen den Willen, aber nicht ohne Wissen“ (NZFH; BZgA 2015, S. 
15). Das bedeutet, dass Frühe Hilfen auch Entscheidung treffen, die Erziehungsberechtigte 
missbilligen. 
Durch die sich andeutende Ambivalenz zwischen allgemeinem Präventionsangebot und 
Wächteramt wird bereits das Spannungsfeld zwischen Familie und Frühe Hilfen sichtbar.  
Die exemplarische Arbeit geht der Frage nach, inwiefern eine Vermischung (nicht zuletzt 
aus sozialpolitischen Gründen) der niedrigschwelligen Angebote bei den Frühen Hilfen 
und den Angeboten der Hilfen zur Erziehung stattfindet. Die Arbeitshypothesen lauten 
daher:  
1. Frühe Hilfen als Akteure im Präventionssystem können nicht losgelöst vom Kin-
derschutz betrachtet werden. Es findet eine Vermischung von den Angeboten der 
Frühen Hilfen und den Angeboten der Hilfe zur Erziehung statt. 
2.  Dem Präventionsgedanken der Frühen Hilfen liegt außerdem ein staatliches Anlie-
gen – die Erhaltung und Förderung von Humankapital – zugrunde. 
Die Arbeit soll darlegen, dass eine Vermischung der beiden Systeme ebenfalls aus sozial-
politischen Gründen stattfindet. Sie sieht eine vierstufige Gliederung vor: Das erste Kapitel 
umfasst eine Einführung in das System der Frühen Hilfen. Hier wird auf die noch unklare 
Auslegung von Frühen Hilfen aufmerksam gemacht, indem sich auf eine durchgeführte 
Dokumentenanalyse gestützt wird, die Lohmann (2015) vorstellt. An dieser Stelle wird 
bewusst auf die Mesoebene zurückgegriffen, um eine Einschätzung von verschiedenen 
Mitarbeitenden über das in der Kommune vorherrschende Frühe Hilfen System zu erhal-
ten. Nach diesem Unterkapitel wird das System der Frühen Hilfen in die heutige Präventi-
onslandschaft eingeordnet und sich auf einer Makroebene mit den Terminologien „Norm“ 
und „Risiko“ auseinandergesetzt. Danach hinterfragt das erste Kapitel vorherrschende Fa-
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milienbilder, wie u.a. das der „Risikofamilie“ oder der „Normalfamilie“, welche häufig im 
Präventionskontext in Erscheinung treten und auch als Legitimation genutzt werden, um 
präventiv tätig zu werden (vgl. Cierpka 2012a, S. 18ff.). Das zweite, analytische Kapitel 
nimmt eine sozialpolitische Perspektive ein, um den Rahmen aufzuzeigen, indem sich so-
zialpädagogische Dienste, wie die Frühen Hilfen, bewegen. In diesem Kapitel wird aus 
einer Makroebene heraus, der neoliberale Sozialstaat näher beleuchtet, der ein wesentlicher 
Akteur in der deutschen Präventionslandschaft darstellt, nicht zuletzt aufgrund der Erhal-
tung und Gewinnung von Humanvermögen. Hier können Andeutungen von Ambivalenzen 
für Frühe Hilfen erkennbar werden, vor allem mit Blick auf den zu gewährenden Schutz-
auftrag. Zu Beginn dieses Kapitels wird der Sozialstaat resp. der Wohlfahrtsstaat, in seinen 
Teilbereichen in gebotener Kürze dargestellt. Danach setzt sich die Arbeit mit einem steu-
ernden und regulierenden Sozialstaat auseinander, der sich de- und re-familisierender 
Maßnahmen bedient. Die zuletzt genannten Begriffe werden im Verlauf dieses Kapitels 
erklärt, kritisch reflektiert und in den Diskurs der Prävention sowie in den sozioökonomi-
schen Kontext eingebettet. Zum Schluss des zweiten Kapitels greift die vorliegende Ver-
schriftlichung den Gedanken der sozialpädagogischen Dienstleistungen als Akteure des 
aktivierenden Sozialstaats auf. In diesem Unterkapitel wird detaillierter auf die Begriffe 
Wächteramt, Schutzauftrag, Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung eingegangen, um 
Kriterien für eine Vermischung von Frühen Hilfen und Hilfe zu Erziehung aufzuzeigen. 
Das dritte Kapitel bündelt die Argumente, um die Forschungsfragen angemessen zu be-
antworten und greift die Diskurse um die Vermischung von Frühen Hilfen und Hilfe zu 
Erziehung auf. Das vierte Kapitel schließt mit einem Fazit und weiteren Ideen für For-
schungsbedarf ab. 
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1. Frühe Hilfen – eine unüberwindliche Ambivalenz  
Das Problem der Verwahrlosung und Misshandlung von Säuglingen und Kleinkindern ist 
kein Neues, sondern ein altes Problem (vgl. Lohmann 2015, S. 11). Bereits Ainsworth 
(1978) hat in den 80er Jahren auf die Thematik aufmerksam gemacht, ohne auf eine merk-
liche Resonanz in der Gesellschaft zu treffen. Schone et al. haben in ihrer Publikation von 
1997 erneut auf den Sachverhalt hingewiesen, mit dem Erfolg, dass sich das Forschungs-
projekt ‚Kinder in Not‘ gebildet hat, indem sich WissenschaftlerInnen umfassend mit der 
Thematik auseinandergesetzt haben (vgl. ebd., S. 11). Diesem Forschungsteam ist es zu 
verdanken, dass im Jahre 2001 das Modellprojekt ‚Soziale Frühwarnsysteme in Nordrhein-
Westfalen‘ gegründet wurde. Das Projekt wurde erst als Versuch in sechs Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen installiert und konnte sich dann in weiteren Kommunen durchsetzen 
(vgl. ebd.).  
Unter einem sozialen Frühwarnsystem wird ein lückenloses Reaktionssystem verstanden, 
welches besonders „belastete Zielgruppen“ forciert und versucht Risikofaktoren in Fami-
lien2 ausfindig zu machen (BMFSFJ 2006, S. 5). Für die sogenannten Frühwarnsysteme ist 
es entscheidend, einen Zugang zu Familien zu erhalten, um entsprechend wahrzunehmen, 
ob etwaige Belastungen in der Familie vorliegen. Hierbei wird das Ziel fokussiert, Risiken 
für das kindliche Wohl frühzeitig zu erkennen, um dann gezielt Methoden der Prävention 
in Familiensystemen zu implementieren (ebd.). Der Fokus der sozialen Frühwarnsysteme 
liegt zusammengefasst im: „Wahrnehmen, Warnen und Handeln [, um sich] zu einer ge-
schlossenen Reaktionskette [zu formieren]“ (Lohmann 2015, S. 12). Im weiteren Verlauf 
des Programms wurde sich zunehmend von den Begriffen des sozialen Frühwarnsystems 
distanziert, da die „Begriffe des Warnsystems und des Warnens leicht negative Assoziatio-
nen wecken“ die sich für die „familienorientierte Vermarktung des Programms“ nicht eig-
nen (ebd.). Darüber hinaus, so Lohmann (2015), habe sich nach dem ersten Modellversuch 
gezeigt, dass sich durch eine Weiterentwicklung von inhaltlichen Aspekten eine Begriffs-
änderung anbietet (vgl. ebd.). Im Zuge der Modellprojekte hat sich herausgestellt, dass der 
vorher einseitige Fokus auf „belastete Zielgruppen“ sich zu einem universellen Verständnis 
von familiärer Unterstützung für Familien, in unterschiedlichen Lebenslagen geändert hat 
                                                          
2 In dieser Arbeit wird der Begriff Familie verwendet, jedoch nicht als feststehendes und starres System, 
sondern nach Jurczyk (2014) als eine ständige neue Herstellungsleistung, die von verschiedensten Impulsen 
beeinflusst wird. In einigen Kapiteln dieser Arbeit wird sich auf Familienbilder bezogen, um diese kritisch zu 
reflektieren. 
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(vgl. ebd., S. 13). Interessant ist, dass die Autorin in der Fußnote vermerkt, dass „[…] in 
der gesetzlichen Rahmung Früher Hilfen in Form des BKiSchG eine enge und kaum aufzu-
lösende Verbindung zwischen präventiven und intervenierenden Ansätzen in Form von 
Übergängen deutlich“ wird (Hervorhebung C. N.; ebd.). Im weiteren Verlauf dieser Arbeit 
wird dieses Spannungsfeld multiperspektivisch betrachtet. 
1.1 Darstellung des Systems Frühe Hilfen 
Im Jahre 2007 wurde das Nationale Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) vom Bundesministeri-
um für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) im Rahmen des Aktionspro-
gramms „Frühe Hilfen für Eltern und Kinder und soziale Frühwarnsysteme“ gegründet und 
fortan wissenschaftlich begleitet (NZFH 2016b). Das NZFH unterstützt die bereits beste-
henden Hilfs- und Unterstützungsangebote (im Gesundheitswesen, in der Kinder- und Ju-
gendhilfe sowie in der Schwangerschaftsberatung) durch eine „unüberschaubare Vielzahl 
von Projekten“ (Bastian 2015, S. 56) und bildet dadurch weitere Vernetzungs- und Unter-
stützungssysteme für hilfsbedürftige oder beratungssuchende Familien (vgl. NZFH 
2016f.). 
Das Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG), welches im Januar 2012 auf den Weg gebracht 
wurde, ist in diesem Zusammenhang zu erwähnen, da es mit zeitlicher Befristung (vier 
Jahre) die sogenannte „Bundesinitiative Frühe Hilfen“ regelt (Nationalen Zentrum Frühe 
Hilfen als Koordinierungsstelle des Bundes 2014, S. 13). Im System der Frühen Hilfen 
kann die Aufgabe der Bundesinitiative Frühe Hilfen dahingehend gesehen werden, dass sie 
Städte, Kommunen und Gemeinden, bei der Umsetzung und Förderung der Frühen Hilfen 
begleitet und berät. Das NZFH stellt dafür die nötige „Wissensplattform“ dar, welche 
durch Evaluation und Analysen gespeist wird (ebd.).  
Das NZFH ist in der Trägerschaft von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA) in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Jugendinstitut e.V. (DJI) (vgl. ebd.). Es 
sieht sein Ziel darin, durch eine Vernetzung mit einem präventiven Hilfesystem, welches 
aus Gesundheitswesen und Kinder- und Jugendhilfe besteht, junge Menschen vor Gefähr-
dung zu schützen (NZFH 2016c). Dabei liegt der Fokus vor allem auf Kindern im Lebens-
alter von null bis drei Jahren und auf den (werdenden) Eltern. Hierbei ist die Aufgabe des 
NZFH Informationen zu bündeln und Kriterien zu entwickeln, um dem Gesundheitswesen 
und der Kinder- und Jugendhilfe zu helfen, auf „eine nicht-diskriminierende Art besonders 
belastete Familien zu erkennen“ (Hervorhebung C. N.; NZFH 2016d). Die Informations-
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verwaltung und die Entwicklung von Kriterien von Seiten des NZFH sollen darüber hinaus 
unterstützen, die Angebotsentwicklung der Kinder-und Jugendhilfe sowie dem Gesund-
heitssektor aufeinander abzustimmen und ggf. zu ergänzen (vgl. ebd.). Das NZFH sieht 
den Auftrag der Frühen Hilfe in der primären Prävention, lenkt dennoch ein, dass der in-
haltliche Aspekt ein Balanceakt zur Intervention ist (vgl. ebd.).3  
Nach dem Nationalen Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) findet die Begrifflichkeit „Frühe Hil-
fen“ ihre Prägung in den 70er Jahren durch die Frühförderung (vgl. NZFH 2016a). Die 
Finanzierung der Frühen Hilfen findet u.a. durch die Bundesrepublik Deutschland statt, 
welche dafür zweckgebundene Finanzmittel im Rahmen der Bundesinitiative bereitstellt. 
Im Jahr 2016 und 2017 belaufen sich die Gelder auf 51 Millionen Euro (Bundesinitiative 
Frühe Hilfen; Bundesministerium für Familie o.J.). 
Die Kommunalen Netzwerke gestalten die unmittelbare Arbeit mit Familien und Sorgebe-
rechtigten. Hier finden sich die verschiedenen Kooperationspartner mit ihren Angeboten 
wieder wie u.a. die Kinder- und Jugendhilfe, die Schwangerschaftsberatung oder die Sozi-
alhilfe. Die Netzwerke bilden durch die vielfältige Kooperation mit Institutionen einen 
Fundus an Hilfe und Beratung für Familien – damit sind die Kommunalen Netzwerke die 
Wissensplattformen für Hilfe- und Beratungssuchende. Gerade in der Arbeit mit mehreren 
Akteuren in einer Förder- und Beratungslandschaft ist ein ganzheitlicher Überblick essen-
tiell. In dem oben genannten Netzwerk übernimmt diese Aufgabe der/die Netzwerkkoordi-
natorIn. Das Ziel dieser Koordinationsstelle liegt darin die Zusammenarbeit der Institutio-
nen zu fördern und zu organisieren (vgl. NZFH 2016e). 
1.2 Frühe Hilfen in der Netzwerk- und Kooperationsgemeinschaft 
Ein zentrales Problem des Sozial- und Gesundheitssektors ist, dass jede Profession im Inte-
resse des eigenen Sektors agiert (vgl. Lohmann 2015, S. 20). Dies hat zur Folge, dass In-
formations- und Kooperationslücken in Bezug auf interdisziplinäre Unterstützungssysteme 
entstehen. Deshalb versuchen Frühe Hilfen „relevante kind- und familienbezogene Akteu-
re“ der verschiedenen Hilfe- und Unterstützungssysteme miteinander zu vernetzen (ebd.). 
Dieser Tätigkeitsbereich bildet eine zentrale Aufgabe von ihnen. Frühe Hilfen arbeiten in 
direkter Kooperation mit der Gesundheitsförderung, der Kinder- und Jugendhilfe, der 
Schwangerschaftsberatung und nicht zuletzt mit der Frühförderung zusammen. Die 
                                                          
3 Im Kapitel „Frühe Hilfen in der deutschen Präventionslandschaft“ wird dieses Thema näher fokussiert. 
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Frühförderung selbst ist ein multiprofessioneller Sektor, der sich u.a. durch ÄrztInnen, 
TherapeutInnen auszeichnet und sich vor allem auf Kinder bezieht, die bereits eine Behin-
derung haben oder von einer solchen bedroht sind (vgl. Sann; Schäfer 2007, S. 106). Ko-
operationen bilden für Frühe Hilfen einen zentralen Baustein, um die eingangs erwähnten 
Ziele zu erreichen. 
Lohmann 2015 weist auf eine Dokumentenanalyse hin, in der 16 Konzepte von Frühen 
Hilfen auf Kooperationspartner hin untersucht wurden (vgl. Lohmann 2015, S. 25ff.). Die 
Forschungsergebnisse zeigen, dass mit 116 Nennungen das Gesundheitswesen ein wichti-
ger Kooperationspartner für Frühen Hilfen darstellt, gefolgt von der Kinder- und Jugend-
hilfe mit 68 Nennungen, als dritt häufigste wurde die Soziale Sicherung (mit 18 Nennun-
gen) genannt, gefolgt von dem Bildungswesen mit 14 Nennungen. Interessant sind die Er-
gebnisse dahingehend, da Kooperationen wie Schwangerschaftsberatung (8 Nennungen) 
und Frühförderung (9 Nennungen) zu den Hauptpfeilern von Frühen Hilfen gezählt wer-
den, sie aber in der Analyse, bezogen auf die Nennungen geringe Erwähnung finden. Ko-
operationen mit Politik und Verwaltung finden wenig Gewichtung in den Konzepten (5 
Nennungen), gleiches gilt für Kooperationen mit Polizei und Justiz (3 Nennungen) (Loh-
mann 2015, S. 25).  
Die Studie zeigt, dass Kooperationen gerade in der Bildung von multiprofessionellen und 
interdisziplinären Teams wichtig sind. Dieser Punkt ist gerade bei der Forcierung von den 
drei Handlungsfeldern von Frühen Hilfen wichtig: (1.) „Prävention von Vernachlässigung 
und Misshandlung“ in der frühen Kindheit (von der Schwangerschaft bis zum Ende des 
dritten Lebensjahres), (2.) „Früherkennung von familiären Belastungen und Risiken für das 
Kindeswohl sowie die (3.) frühzeitige Unterstützung der Eltern zur Stärkung ihrer Erzie-
hungskompetenz“ (ebd., S. 109). Wie in dieser Arbeit geschildert, gehört das kommunale 
Netzwerk mit der/dem dazugehörigen NetzwerkkoordinatorIn zum bedeutenden Teil der 
Arbeit von Frühen Hilfen, da sich hier u.a. Institutionen und die verschiedenen Unterstüt-
zungs- und Hilfssektoren Informationen einholen können. Sie können demnach als Binde-
glied von Kooperationen auf kommunaler Ebene gesehen werden. Lohmann (2015) stellt 
dies anhand eines Beispiels aus dem Gesundheitssektor dar, indem ein Kinderarzt resp. 
eine Kinderärztin eine Überforderung bei den Erziehungsberechtigen im Umgang mit ih-
rem Kind wahrnimmt (vgl. Lohmann 2015, S. 22). NetzwerkkoordinatorInnen können hier 
in Kooperation mit dem Arzt bzw. mit der Ärztin eine „Lotsenfunktion“ für die Familie 
einnehmen und entsprechende Hilfe- und Unterstützungsangebote anbieten (ebd.). Nach 
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Lohmann, die sich auf die Informationen der beiden Autoren Renner und Heimeshoff 
(2010) sowie auf das NZFH (2010) bezieht, „besteht die Gefahr, dass Misstrauenshaltun-
gen auf das Gesundheitswesen übertragen werden, sofern kein äußerst sensibler Umgang 
mit den Familien gepflegt wird“ (ebd.; vgl. Renner; Heimeshoff, 2010, S. 22). Dieser Ein-
wand wird in der vorliegenden Arbeit an verschiedenen Stellen aufgegriffen, insbesondere, 
wenn auf die Topographie von Familie und Risiko eingegangen wird. 
1.3 Frühe Hilfen in der Deutschen Präventionslandschaft 
Das Wort Prävention stammt von dem lateinischen Wort „praevenire“ ab, welches über-
setzt „zuvorkommen“ heißt (Bibliographisches Institut GmbH 2016). Folglich soll die Prä-
vention etwas zuvorkommen. Dieses etwas kann im weitesten Sinne eine Schädigung für 
das Individuum sein (Hervorhebung C. N.). Eine solche Schädigung kann bspw. durch 
Krankheit, andere Individuen oder auch durch eine nicht entwicklungsfördernde Umwelt 
entstehen – oder um es nach Bröckling (2008) auszudrücken – „es […] [gibt nichts], was 
nicht als Bedrohung wahrgenommen oder zur Bedrohung deklariert werden könnte, [alles 
kann] zur Zielscheibe präventiver Anstrengungen werden“ (Bröckling 2008, S. 39). Dem-
nach implementiert Prävention auch immer ein Risiko, welchem zuvorgekommen werden 
soll. Dieses Risiko wird durch „Risikotechnologien“ und folglich durch „Risikotypen“ 
ermittelt (ebd., S. 41). Die Typisierung von Risiken ist dabei eine Gratwanderung von 
Stigmatisierungen und Diskriminierungen, wenn sie auf Individuen und deren Lebenswei-
sen verweist. Prävention hat nach Bröckling „die praktische Aufgabe, ‚Defizitmenschen‘ 
zu verhindern und ‚Voll-‘ bzw. ‚Normalmenschen‘ zu schaffen (ebd., S. 42). Daraus folgt, 
dass Prävention und die damit einhergehenden Interventionen auf ein normiertes System 
aufbauen, welches wiederum ihre Indikatoren als Norm setzt (vgl., ebd., S. 43).  
Nach Schülein (1983) ist präventives Denken und Handeln eine wichtige Komponente für 
die „Entstehung und Entwicklung komplexer Lebenszusammenhänge individueller und 
kollektiver Art“ (Hervorhebung im Original; Schülein 1983, S. 17). Lebenszusammenhän-
ge benötigen eine Filterung von Wirklichkeiten, die „ihren Bedürfnissen und Zielen am 
besten entsprechen“ (ebd.). Dabei entsteht die Herausforderung, dass nicht von homoge-
nen, sondern von heterogenen Wirklichkeiten einer Gesellschaft ausgegangen werden 
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muss, die wiederum aus Normen4, Werten und Sitten besteht (vgl. ebd.). Dies impliziert, 
dass eine Selektion von “guten“ Wirklichkeiten, eine Selektion von Normen, Werten und 
Sitten gleichkommt und folglich Konflikte und Divergenzen in einer pluralistischen Ge-
sellschaft hervorrufen (vgl. ebd.). Wird dieser Gedankengang weiterverfolgt, bedeutet dies, 
dass Prävention die selektierten Normen reproduziert, reguliert und schlussendlich ver-
sucht in gesellschaftliche Lebenszusammenhänge zu implementieren (Schülein 1983, S. 
16ff.; vgl. Bröckling, S. 44).5 Prävention ist folglich ein „normativer Prozeß [sic!]“ 
(Schülein 1983, S. 17). Sie hat die gesamte Gesellschaft im Blick und mag „die individuel-
le Freiheit [des Individuums] beschneiden“, aber sie appelliert gleichzeitig an die „Selbst-
kontrolle“ und die Souveränität des menschlichen Subjekts (ebd., S. 45). Die Präventions-
maßnahmen selbst erhalten ihre „Legitimität“ und „Attraktivität“ mit der Annahme, dass 
durch Prävention eine Schädigung des Individuums abgewehrt wird (ebd.).  
Bezogen auf die frühe Kindheit, hat sich in Deutschland das Modell der „familienzentrier-
ten Prävention“ etabliert (Cierpka 2012, S. 524). Diese Art der Prävention konzentriert sich 
explizit auf das Familiensystem und lässt dabei nicht die lebensweltlichen Rahmenbedin-
gungen außer Acht (vgl. Cierpka 2015, S. 10).  
Die lebensweltlichen Rahmenbedingungen werden häufig in „Verhaltensprävention“ und 
„Verhältnisprävention“ unterschieden (ebd.). Das Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) geht davon aus, dass zu der Verhältnisprävention sozioökonomische und 
organisatorische Faktoren sowie technische Bedingungen gehören (vgl. Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung 2016a). Cierpka sieht hier u.a. die Einflussnahme von psy-
chosozialen Faktoren, wie bspw. aus dem sozialen Umfeld und der Familie (vgl. Cierpka 
2015, S. 10). Die Verhaltensprävention geht von dem individuellen Verhalten des Indivi-
duums aus. Dabei versucht sie das „gesundheitsbezogene Verhalten […] zu verbessern“ 
(BMBF 2016b). Auf der Ebene dieser Vorsorge muss auf individuelle Aspekte eingegan-
gen werden wie bspw. die Motivation und die Psyche (vgl. Cierpka 2015, S. 10). 
Die familienzentrierte Prävention geht außerdem davon aus, dass „Veränderungen, die bei 
den Eltern bzw. Familien [Sorgeberechtigten] ansetzen, entsprechend zu Veränderungen 
bei den Kindern führen“ (Cierpka 2012, S. 524). Cierpka (2012) stellt hier eine systemi-
                                                          
4 Mit Bezug auf Kelle (2013) verwendet die vorliegende Arbeit die Begriffe Norm und Normierung Syno-
nym. Sie sollen folglich „Prozesse der Institutionalisierung von (verbindlichen) Regeln und Standards (der 
Lebensführung)“ beschreiben (Kelle 2013, S. 18). 
5 Im Rahmen dieser Arbeit wird auf den Aspekt der Normalisierung im späteren Verlauf eingegangen. 
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sche Sichtweise von Vorsorge dar, die zum einen die Familien und Sorgeberechtigten im 
Blick hat und zum anderen jedoch gleichzeitig das Kind in das Zentrum des Präventions-
kontextes stellt. Das erwähnte Konzept geht von einem frühkindlichen Alter (null bis drei 
Jahre) aus, da in dieser Lebensspanne die Bindung und Förderung an eine „primäre Be-
zugsperson“ stattfindet (ebd.). Darüber hinaus sind „die seelische Entwicklung und die 
damit korrespondierende Strukturierung des kindlichen Gehirns in den ersten Lebensjahren 
stark beeinflussbar“ (ebd.). Die familienzentrierte Prävention legt demnach eine Priorisie-
rung auf Bindungsförderung und Bindungsqualität, dabei wird der Versuch unternommen, 
Väter für die Maßnahmen zu gewinnen (vgl. ebd.). Diese Art der Vorbeugung impliziert 
eine Intervention in die Familie („primär- und sekundärpräventive Intervention“)6 (ebd.).  
Schäfer und Sann (2014) stellen die Arbeit der Frühen Hilfen in den zuvor geschilderten 
Präventionskontext. Die Autoren schildern in ihrem Beitrag, den immer noch unklaren 
Auftrag der Frühen Hilfen und präsentieren dafür Ergebnisse von befragten Fachkräften. 
Ein Teil dieser befragten Personen verstehen demnach Frühe Hilfen „im Sinne von ‚Früher 
Förderung‘ und somit als ein primär-präventiv ausgerichtetes Unterstützungssystem für 
alle (angehenden) Eltern mit Kleinkindern bis drei Jahren, das die Stärkung der Erzie-
hungskompetenz der Eltern im Fokus hat“ (Hervorhebung im Original; Schäfer; Sann 
2014, S. 78). Der andere Teil der Befragten versteht Frühe Hilfen „im Sinne von ‚Kinder-
schutz‘ und verbindet mit ihm stärker sekundär-präventive bzw. intervenierende Maßnah-
men für ‚Risikogruppen‘“ (ebd.). Insofern zeigt sich, dass von Seiten der Fachkräfte zwei 
Schwerpunkte der Frühen Hilfen herausgebildet haben; zum einen die Förderung von Fa-
milien und zum anderen der Kinderschutz (vgl. ebd.). Schäfer und Sann sehen – in Anleh-
nung an Helming (2008) und Schone (2008) – eine Doppelrolle der Frühen Hilfen in Be-
zug auf die Förderung und die Prävention (vgl. ebd.). Diese Doppelrolle zeigt sich deutlich 
bei der Begriffsbestimmung der Frühen Hilfen: 
[…] Frühe Hilfen umfassen vielfältige sowohl allgemeine als auch spezifische, aufeinander bezogene 
und einander ergänzende Angebote und Maßnahmen. Grundlegend sind Angebote, die sich an alle 
(werdenden) Eltern mit ihren Kindern im Sinne der Gesundheitsförderung richten (universel-
le/primäre Prävention). Darüber hinaus wenden sich Frühe Hilfen insbesondere an Familien in 
Problemlagen (selektive/sekundäre Prävention). Frühe Hilfen tragen in der Arbeit mit den Familien 
dazu bei, dass Risiken für das Wohl und die Entwicklung des Kindes frühzeitig wahrgenommen und 
                                                          
6 Nach Waller (2007) bezieht sich die primäre Prävention auf die „Krankheitsursachen (Ätiologie)“, die se-
kundäre Prävention auf den „Prozess der Krankheitsentstehung (Pathogenese)“ und die tertiäre Prävention 
auf den „Krankheitsverlauf“, die darüber hinaus ebenfalls die „Verhinderung des Rückfalls“ in den Fokus 
nimmt (Waller 2007, S. 124). Es ist erkennbar, dass der Begriff der Prävention stark an den Gesundheitssek-
tor angelehnt ist. Er ist jedoch auch in der Gewaltprävention oder auch im Kontext des „Kindeswohls“ anzu-
treffen (§ 1666 BGB).  
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reduziert werden. Wenn die Hilfen nicht ausreichen, eine Gefährdung des Kindeswohls abzuwen-
den, sorgen Frühe Hilfen dafür, dass weitere Maßnahmen zum Schutz des Kindes ergriffen wer-
den […] (Wissenschaftlicher Beirat des NZFH 2009). 
Zum einen wird in der Begriffsbestimmung des wissenschaftlichen Beirats verdeutlicht, 
dass Frühe Hilfen sich an alle „(werdenden) Eltern“ aber „insbesondere an Familien in 
Problemlagen“ richten. Des Weiteren verdeutlicht der Auszug, ebenso eine Schnittstelle 
zur tertiären Prävention, indem erklärt wird, dass, wenn die beiden ersten Stufen der Prä-
vention nicht wirksam erscheinen „eine Gefährdung des Kindeswohls abzuwenden, sorgen 
Frühe Hilfen dafür, dass weitere Maßnahmen zum Schutz des Kinders ergriffen werden“ 
(ebd.). Frühe Hilfen befinden sich wie bereits angedeutet und von Schäfer (2014) und Sann 
(2014) formuliert, an der Schnittstelle zwischen den drei Präventionsstufen: „Frühe Hilfen 
werden als komplexe kommunale Systeme mit Anteilen universeller, sekundärer und terti-
ärer Prävention aufgefasst – mit einer Schnittstelle zur Gesundheitsförderung, aber auch 
einer Schnittstelle zum Kinderschutzsystem (Schäfer; Sann 2014, S. 76). Die Doppelrolle 
resp. der „Doppelauftrag“7 (ebd., S. 78) an Fachkräfte der Frühen Hilfen wird außerdem an 
der/n Zielgruppe(n) und an der Aussage des BMFSFJ (2006) nochmal eindeutig „Ziel-
gruppe früher Hilfen und sozialer Frühwarnsysteme sind Familien, bei denen infolge hoher 
Belastungen und vielfältiger und/oder schwerwiegender Risiken ein erhebliches Gefähr-
dungspotenzial für das Kindeswohl besteht“ (BMFSFJ 2006, S. 9). Fachkräfte der Frühen 
Hilfen, insbesondere Familienhebammen, fällt dieser Doppelauftrag schwer (vgl. NZFH 
2013, S. 198ff.). Sann (2014) stellt in ihrem Beitrag fest, dass Hebammen resp. Familien-
hebammen in Bund und Ländern als ein niedrigschwelliges Angebot für KlientInnen 
wahrgenommen werden, auf Grund der meist guten Resonanz in Familien (vgl. Sann 2014, 
S. 228). Familienhebammen müssen den Balanceakt zwischen den Anforderungen ihres 
Auftraggebers (meist dem örtlichen Jugendamt) und den Anforderungen der Familie 
(„Wahrung der [mütterlichen bzw. familiären] Intimsphäre“) bewältigen (ebd.). Nach der 
                                                          
7 Der erwähnte „Doppelauftrag“ resultiert aus dem Projekt „frühen Hilfen für gefährdete Kinder“, welches in 
der Laufzeit von 2006 bis 2010 stattgefunden hat. In diesem Projekt wurden im Rahmen des Aktionspro-
grammes verschiedene Schwerpunkte der länderspezifischen Modellprojekte gelegt. Die Schwerpunktset-
zung der Länder ist entweder bei dem Ausbau von „Frühwarnsysteme“ oder bei dem Ausbau von Elterntrai-
nings oder Elternkursen (niedrigschwellige Angebote) erfolgt (vgl. BMFSFJ 2006, S. 5). In der Schlussfolge-
rung des Ministeriums bezogen auf die Elternkurse und Elterntrainings heißt es: „Zur Erreichung der im 
Koalitionsvertrag vereinbarten Intentionen muss der Schwerpunkt des Aktionsprogramms deshalb auf den 
Frühwarnsystemen liegen, die umfassende Anforderungen […] zu erfüllen haben“ (ebd., S. 6). Mit der Prio-
risierung der Frühwarnsysteme wurde demnach gleichzeitig eine spezielle Zielgruppe in den Blick genom-
men, die dem Risikoprofil der Arbeitsgemeinschaft entspricht (vgl. ebd. 9f.). Die Zielsetzung des genannten 
Aktionsprogramms ist eine „primäre Prävention für Eltern und Kinder […] deren Lebenssituation durch hohe 
Belastungen und vielfältige und/oder schwerwiegende Risiken gekennzeichnet ist“ (ebd., S. 7). Nach Cierpka 
(2015) kann nicht mehr von primärer Prävention gesprochen werden, wenn bereits „Risikofaktoren identifi-
ziert“ worden sind, oder es um eine Verringerung von Risiko gehen soll (Cierpka 2015, S. 13). 
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Autorin gerät der „Berufsstand der Hebammen damit insgesamt in Gefahr, als ‚verlängerter 
Arm‘ des Jugendamtes“ betrachtet zu werden (ebd.). Wie bereits das BMFSFJ (2006) in 
seiner Abhandlung vermerkt, können Familienhebammen bei der Zielgruppengewinnung 
helfen. Im weiteren Satz heißt es dahingehend: „Entscheidend ist, dass regelmäßig auch 
besonders belastete Familien, sehr junge Eltern und Familien mit geringer sozialer Integra-
tion in das Gemeinwesen, mit geringem Bildungsstand oder mit Migrationshintergrund 
erreicht werden“ (BMFSFJ 2006, S. 8f.). Cierpka (2012a) sieht ebenfalls die Familienheb-
ammen als Möglichkeit, einen Zugang zu Familien zu erhalten – insbesondere zu solchen, 
die ein Risiko für die Entwicklung der Kinder darstellen, sog. „Risikofamilien“ (vgl. 
Cierpka 2012a, S. 18ff.).  
1.4 Kritische Betrachtung der (‚Risiko‘ -) Familien  
Der in der Fachliteratur häufige Gebrauch des Begriffs der ‚Risikofamilien‘ als solcher ist 
schwer zu greifen, da er ungenau und pauschalisierend wirkt. Familie kann nicht linear 
gedacht werden, da es ein komplexes und dynamisches Beziehungssystem ist, welches sich 
ständig neu erfindet (vgl. Jurcyk; Lange; Thiessen 2004, S. 9). Eine Erschaffung von Be-
griffskonstrukten (wie das der ‚Risikofamilien‘) als Hilfe, für die Beschreibung und Analy-
se von soziologischen und sozialpolitischen Herausforderung8 ist kritisch zu betrachten, da 
eine Zuschreibung von Familie stattfindet, um nicht zuletzt eine Legitimation für mögliche 
weitere Prozesse zu erhalten, wie beispielsweistere die gezielte Förderung “solcher Fami-
lientypen“ u.a. mit Methoden der Prävention (vgl. Hensen 2010, S. 16ff.). Hensens (2010) 
kritische Betrachtung des Begriffs ‚Risikofamilien‘ weist darüber hinaus auf, dass der Ver-
such von Steuerungssystemen unternommen wird, „in Form von Risikoinventaren und 
Risikolisten“ auf „Entwicklungsgefährdung oder Gefahrenpotenziale“ für das kindliche 
Wohl frühzeitig aufmerksam zu machen und die betreffenden Familien, die vermeintlich 
dem Risikoprofil entsprechen, zu finden (ebd., S. 16). Der Zweck des Ganzen soll den 
Akteuren der Jugendhilfe dienen, die sich mit Hilfe dieser Methode einen Wissensfundus 
über die sogenannten ‚Risikofamilien‘ aneignen können und so präventiv eingreifen (vgl. 
ebd., S. 16ff.). Hensen geht in Anlehnung an Luhmann (1991) von zwei Dimensionen des 
Risikobegriffs aus, zum einen ist er, wie oben beschrieben, eine Etikettierung für Familien, 
                                                          
8 Hiermit sind zum Beispiel Armutsfaktoren, Sucht, Alleinerziehende, Erstgebärende, Arbeitslo-
se/Arbeitssuchende, häufiger PartnerInnenwechsel usw. angesprochen. Es gibt natürlich noch weitere Risiko-
faktoren, die hier allerdings nicht alle aufgeführt werden (vgl. Jungmann; Pfeiffer 2010, S. 18ff.). Explizit 
kann auf die Armutsthematik nicht eingegangen werden, da dies den Rahmen dieser Arbeit übersteigen wür-
de. 
13 
 
welche aus der „systemtheoretischen Differenzierung von Risiko und Gefahr“ heraus ge-
schieht und zum anderen ist die Dimension des Risikos „untrennbar verbunden mit den 
Bedingungen und Folgen sozialpädagogischen Entscheidungshandelns im Kinderschutz“ 
(ebd., S. 17). 9Luhmann (1991) geht von zwei Ebenen der Beobachtung aus und differen-
ziert zwischen Risiko und Gefahr wie folgt: 
‚Um beiden Beobachtungsebenen [Beobachtung erster Ordnung, nämlich was der Fall ist 
(Sachebene) bzw. Beobachtung zweiter Ordnung, nämlich die Beobachtung der Beobachter, RW] 
gerecht werden zu können, wollen wir dem Begriff des Risikos eine andere Form geben, und zwar 
mit Hilfe der Unterscheidung von Risiko und Gefahr. Die Unterscheidung setzt voraus (und unter-
scheidet sich dadurch von anderen Unterscheidungen), daß [sic!] in Bezug auf künftige Schäden 
Unsicherheit besteht. Dann gibt es zwei Möglichkeiten. Entweder wird der etwaige Schaden als 
Folge von Entscheidungen angesehen, also auf Entscheidung zugerechnet. Dann sprechen wir von 
Risiko, und zwar vom Risiko der Entscheidung. Oder der etwaige Schaden wird als extern veranlasst 
gesehen, also auf die Umwelt zugerechnet. Dann sprechen wir von Gefahr‘ (Hervorhebungen im 
Original und Ergänzungen durch Wolff; Luhmann 1991, zit. nach Wolff 2015, S. 3). 
Luhmanns Argumentation ist für den gesamten Kontext von Prävention und Risiko berei-
chernd, da er nochmals aufweist, dass die Zuschreibungen als sogenannte ‚Risikofamilien‘ 
in der Konsequenz pauschal nicht eingesetzt werden könne. Luhmann sieht als Prämisse 
für eine Unterscheidung von Risiko und Gefahr, eine „künftige Unsicherheit10“ bezogen 
auf Schäden (ebd.). Nach seiner Argumentation muss zwischen einem Schaden unterschie-
den werden, der durch eine Entscheidung des Individuums erfolgt (Risiko) und zwischen 
einem Schaden der aufgrund von Umweltbedingungen eintritt (Gefahr) wie bspw. die In-
solvenz eines Arbeitgebers und die daraus erfolgte Arbeitslosigkeit. In der Praxis kann 
durchaus eine Kumulierung von Ereignissen entstehen und eine eindeutige Zuordnung von 
Schadenszuweisung erschwert werden oder eine Mischung von beiden Betrachtungsweisen 
vorkommen (vgl. Luhmann 2005, S. 141).11 Hensen (2010) erläutert auf Grundlage von 
Luhmann die beiden Perspektiven, die auf Schäden eingenommen werden können; einmal 
die Perspektive der Betroffenen und zum anderen die, der Entscheidenden (vgl. Hensen 
                                                          
9 Einen kritischen Blick auf die Risiko- bzw. Gefährdungseinschätzung im Kinderschutz wirft das NZFH 
unter Mitarbeit von Reinhart Wolff (vgl. NZFH 2013, S. 199). 
10 Das Wort „künftig“ verweist auf die Zukunft. Luhmanns Theorie geht davon aus, dass das Risiko einen 
Zukunftsbezug hat (vgl. Luhmann 2005, S. 141). Die Gegenwart bietet dem Individuum die Möglichkeit zu 
handeln und zu entscheiden und so eine Einflussnahme auf die Zukunft zu üben. Die Zukunft ist dennoch 
ungewiss. Es entsteht nur ein „Spielraum“, den das Individuum mittels Entscheidungen nutzen kann (vgl. 
ebd.). Führen diese Entscheidungen zu einem Schaden, so wird, wie oben geschildert, von dem Begriff des 
Risikos ausgegangen (vgl. ebd.). Schäden, auf die das Individuum keinen Einfluss nehmen kann gelten „so-
lange sie noch unsicher sind“ als Gefahr (ebd.). Hier fügt Luhmann hinzu: „[…] die Ausweitung von Ent-
scheidungsmöglichkeiten durch Zunahme von Wissen oder durch Technologieentwicklungen [führt] zu einer 
Problemverschiebung aus dem Gefahrbereich in den Risikobereich [...]. Damit entstehen auch Ansatzpunkte 
für soziale Normierungen“ (Hervorhebung C. N.; ebd.). 
11 Luhmann (2005) nennt hier das Beispiel eines Autofahrers, der der Umweltbedingung des Wassers auf der 
Straße ausgeliefert ist (Gefahr), aber durch seine bewusste Entscheidung des schnellen Fahrens das Risiko für 
einen Schaden durch Aquaplaning eingeht (vgl. Luhmann 2005, S. 141).  
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2010, S. 17). Es scheint, dass mit der Titulierung der ‚Risikofamilie‘ zugleich der Familie 
jegliche Verantwortung für ihre Lebenssituationen zugeschrieben wird (vgl. Hensen 2010, 
S. 17). Mit der Bezeichnung ‚Risikofamilie‘ wird die Möglichkeit einer Gefahrenperspek-
tive systematisch ausgeblendet und damit auch die Verantwortung von Kommune, Land, 
Bund oder Staat für etwaige Schäden – die in ihrem Entscheidungs- und Einflussbereich 
liegen – genommen (vgl. ebd., S. 16). Des Weiteren wird der jeweiligen Familie sugge-
riert, ihre Lebenssituation zu verändern und sich in die gesellschaftliche Norm einzufügen 
(und so dem Stigma der „Risikofamilie“ zu entfliehen). Nach Hensen (2010) und Wolff 
(2015) verläuft die Jugendhilfe und der Kinderschutz nach einem binären Codierungssys-
tem, indem zwischen „richtig/falsch oder Risikofamilie/ Normalfamilie“12 unterschieden 
wird (Hensen 2010, S. 19; Wolff 2015, S. 2f.)13. Mit dem oberflächlichen Selektionspro-
zess durch Risikotypen und der Kategorisierung von Familie, kann eine gleichzeitige Fo-
kussierung von familienspezifischen Prozessen, Perspektiven und familiären „Handlungs-
spielräume[n]“ nicht mehr stattfinden (ebd., S. 19).  
Behnisch 2015 stellt in einem Zeitschriftenaufsatz fünf Typen von Familien vor, die er aus 
gesellschaftlich vorherrschenden Familienbildern konstruiert hat. Dies ist die sogenannte 
„aktivierte Familie“, „öffentliche Familie“, „Projektfamilie“, „erschöpfte Familie“ und die 
bereits thematisierte „Risikofamilie“ (Behnisch 2015, S. 2ff.). Die öffentliche Familie ist 
durch ihre „Ent-Privatisierung“ charakterisiert. Im Konkreten heißt dies, dass Familie zu-
nehmend öffentlicher gestaltet und gelebt wird. Dies lässt sich anhand von Fernsehforma-
ten nachvollziehen, in denen bspw. öffentlich ein Kind zur Welt gebracht wird, in denen 
Kinder mit einer Kamera für mehrere Jahre auf ihrem Lebensweg begleitet werden oder in 
denen Familien auswandern (vgl. ebd., S. 2). Darüber hinaus verschmelzen die Grenzen 
von Arbeitswelt und „Privatheit“, nicht zuletzt durch das mobile Büro, in Form von einem 
Smartphone, oder durch die Bürotätigkeiten, die für den/die ArbeitgeberIn von Zuhause 
aus erledigt werden können (vgl. ebd.). Behnisch spricht hier u.a. von einer Erwartungshal-
tung gegenüber Familien, ihr Familienleben öffentlich, sichtbar zu gestalten, sodass Ge-
sellschaft schlussendlich einen kontrollierenden Blick darauf haben kann (vgl. ebd., S. 2). 
Als ein Beispiel hierfür können die „verpflichtenden Kontrollinstrumente“ wie Hausbesu-
                                                          
12 Nach Oelkers (2012) wird unter der „Normalfamilie“ eine Familienform verstanden, in der die verheirate-
ten Eltern in der traditionellen Rollenverteilung leben. Der Vater geht einer (Vollzeit) Erwerbstätigkeit nach 
und die Mutter kümmert sich um den Haushalt und die leiblichen Kinder (vgl. Oelkers 2012, S. 157). 
13 Dies wird von den Autoren Hensen, Wolff und Luhmann kritisiert. 
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che oder die, in manchen Ländern verpflichtenden, U- Untersuchungen14 herangeführt 
werden (ebd.). Nach Behnisch haben die Kontrollinstrumente „das Ziel, Schutz, Entwick-
lung und Bildung des Kindes möglichst gut einsehen und sichern zu können – nicht zuletzt 
auch als sozialinvestive Anlage des ‚knappen Guts Kind‘ in seiner sozialökonomischen 
Bedeutung als spätere Arbeitskraft und Sozialbeitragszahler“ (ebd.). Im Kapitel zwei dieser 
Arbeit wird auf diesen Aspekt näher eingegangen. 
Die „aktivierte Familie“ resultiert aus dem „aktivierenden Sozialstaat“, der mehr präventi-
ve Angebote für Familien zur Verfügung stellt, mit der Erwartung, dass Familien diese „im 
Sinne einer ‚verantwortlichen‘ Lebensführung aktiv nutzen […]“ (ebd.). Darüber hinaus 
fordert der Sozialstaat von den Nutzerinnen und Nutzern zugleich eine Bereitschaft aktiv 
an der Lösung der eigenen „Lebensrisiken“ zu arbeiten (vgl. ebd.). Die Förderangebote, 
oder deutlicher formuliert – die präventiven Maßnahmen – sowie die Betreuungsangebote 
sollen „im Sinne einer ‚verantwortlichen‘ Lebensführung“ einerseits dem Kind gegenüber, 
und andererseits im Sinne der Mehrheitsgesellschaft genutzt werden (ebd.). Nach Behnisch 
(2015) wird dies durch gesellschaftliche Normen gesteuert wie bspw. ‚gesunde Ernäh-
rung‘, keine Kinderarbeit oder die bestmögliche Bildung (vgl. ebd.; Kelle 2013, S. 22). Der 
„gesellschaftliche[n] Norm der Aktivierung“ versuchen einige Familien nachzukommen 
und nutzen folglich die Angebote (Behnisch 2015, S. 4), um nicht in der Gesellschaft als 
‚faul‘ oder „verantwortungslos“ gesehen zu werden (ebd.). 
Unter der Familienform „Projektfamilie“ versteht Behnisch vor allem Familien, die im 
mittleren Milieu angesiedelt sind. Diese Familien versuchen dem erwähnten Erwartungs-
druck einer Gesellschaft gerecht zu werden (vgl. ebd.). Das Langzeitprojekt der Familien 
heißt folglich ihrem Kind eine ‚gelingende Kindheit’ zu ermöglichen. Hierfür analysieren 
die genannten Erziehungsberechtigten Elternratgeber, um ihrem Kind eine ‚optimale Er-
ziehung‘ zu gewähren (ebd.). Folglich versuchen die Erziehungsberechtigten jeglichen 
Schaden von ihrem Kind abzuwenden (Stichwort: „Helikoptereltern“15 (vgl. Uni.DE 
GmbH 2016)). Für die Erreichung des Erziehungsziels nehmen die Eltern ebenfalls öffent-
                                                          
14 Hiermit sind die regelmäßigen Früherkennungsuntersuchungen U1 bis U9 beim Kinderarzt resp. bei der 
Kinderärztin gemeint. In manchen Ländern wie Baden-Württemberg sind die U-Untersuchungen verpflich-
tend, andere Länder werben offensiv um die Inanspruchnahme der Untersuchungen (auch mit Hilfe des zu-
ständigen Jugendamtes). 
15 Der Begriff „Helikoptereltern“ wurde aus dem Englischen Begriff „Helicopter Parents“ übernommen und 
verweist auf überfürsorgliche Eltern, die sich erheblich in die Lebensführung der eigenen Kinder einmischen, 
aus Angst, dass die Kinder falsche Entscheidungen treffen (UNI.DE GmbH 2016). Helikoptereltern versu-
chen den vermeintlichen Fehlern ihrer Kinder immer einen Schritt voraus zu sein und beeinträchtigen damit 
die Selbstständigkeit ihrer Kinder und wirken sich nicht positiv auf das kindliche Wohl aus (ebd.). 
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liche Hilfen und Förderangebote für sich und ihre Kinder in Anspruch (vgl. ebd.). Diese 
Form der Familie scheint für die „gesellschaftliche Indienstnahme von Familie […] ideal: 
Öffentliche Sichtbarkeit, Risikokontrolle und sozialinvestive nutzbare Förderung vereinen 
sich im Bild der Projektfamilie“ (ebd.). Dieses Zitat verdeutlicht nochmals den gesell-
schaftlichen Nutzen dieser Familienform, da die Familien gesellschaftliche Normen in ihr 
Familienleben implementieren und sich diese als Rahmen der Normierung setzen. 
Das Familienbild der „erschöpften Familie“ hat u.a. der Soziologe und Kulturanthropologe 
Ronald Lutz (2012) geprägt. Die erschöpfte Familie muss mit der „öffentliche[n] Sichtbar-
keit“, der „Risikounterstellung“ und mit der „Projektorientierung“ (gelungene Kindheit) 
zurechtkommen (Behnisch 2015, S. 4).  
Jurczyk und Szymenderski (2012) weisen darauf hin, dass das Familienbild der „erschöpf-
te[n] Familie“ nicht ein milieuspezifisches Phänomen ist, sondern, Milieu übergreifend 
auffindbar ist (vgl. Jurczyk; Szymenderski 2012, S. 89 f.). Die Mehrfachbelastung durch 
Beruf16 und Familie kann bei erwerbstätigen Erziehungsberechtigten zu einer Überbelas-
tung und nicht zuletzt zur Beeinträchtigung der Gesundheit führen (bspw. durch Depressi-
on oder andere psychosoziale Erkrankungen) (vgl. ebd. S. 89). Eine weitere Komponente 
der Belastung ist die Entgrenzung von Arbeitswelt und Familie. Hier verweisen die Auto-
rinnen auf das Forschungsprojekt ‚Entgrenzte Arbeit – entgrenzte Familie’ (ebd., S. 90). In 
dem Forschungsprojekt werden „Belastungen“, „Konsequenzen“ und „Handlungsanforde-
rungen“ aufgezeigt, die die „Entgrenzung“ von Arbeitswelt und Familie verursachen 
(ebd.). 
Die Entgrenzung der Arbeitswelt ist eine zunehmende Tendenz des neoliberalen Sozial-
staats17. Es scheint als gäbe es nur noch wenig feste Sicherheitsstrukturen in der Arbeits-
welt, was sich u.a. in Zeitarbeitsverträgen, niedrigen Löhnen, flexibleren Arbeitszeiten 
(wie bspw. Schichtarbeit und Wochenend-Feiertagsarbeit) und Leiharbeit zeigt (ebd., S. 
92). Darüber hinaus hat der berufliche Alltag keine feste Verortung. Es finden sich hier u.a. 
Formen wie Heimarbeit, Dienstreisen, Fern- und Wochenendpendeln (ebd.). Diese zuneh-
                                                          
16 Der hohe Anspruch im Beruf verstärkt die Mehrfachbelastung, wie u.a. „Leistungsdruck, Terminstress, 
überlange und hoch flexible Arbeitszeiten […]“ (Jurczyk; Szymenderski 2012, S. 89f.). 
17 Der Begriff des neoliberalen Staats beschreibt eine neue Form des zuvor herrschenden Liberalismus. 
Kennzeichen des Liberalismus ist u.a. eine liberale Haltung dem Markt gegenüber (vgl. Höhne 2015, S. 16). 
Der neoliberale Staat hingegen, wacht nicht wie sein Vorgänger über den Markt, sondern „der Markt wird 
selbst zum organisierenden und regulierenden Prinzip des Staates und der Gesellschaft […]“ (Bröckling et al 
2000, zit. n. Höhne 2015, S. 16). Ein weiteres Charakteristikum des Neoliberalismus, in der Leistungsgesell-
schaft, ist der Wettbewerb und folglich das ausgeprägte Wettbewerbsdenken (vgl., S. 17). 
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mende Entgrenzung der Arbeitswelt wirkt sich, nach den Autorinnen, ebenfalls auf das 
Fürsorgesystem in Familien aus (vgl. ebd., S. 90). Jedoch findet auch eine Entgrenzung 
gegenüber der Familienform ‚Normalfamilie‘ statt (ebd.). Diese zeigt sich durch eine rück-
läufige Heiratsquote, „nichteheliche Elternschaft“, niedrige Kinderzahlen (Demographi-
scher Wandel) und eine hohe Trennungs- und Scheidungsrate (ebd., 92f.). Zudem zeigt 
sich eine „Entgrenzung von Geschlechterverhältnisse“ (ebd., S. 93). Erziehungsberechtigte 
teilen zunehmend die Elternzeit auf, sodass Mütter und Väter sich um den Nachwuchs 
kümmern und ein Elternteil einer Erwerbstätigkeit nachkommt (vgl. ebd.). Die repräsenta-
tive Familienstudie aus dem Jahr 2013 kommt zu dem Ergebnis, dass 44% der Väter sich 
vorstellen könnten in Elternzeit zu gehen (vgl. Vorwerk & Co. KG 2013, S. 82). Diese 
Vorstellungen belegt auch der Familienbericht von Nordrhein-Westfalen aus dem Jahre 
2015, aus dem hervorgeht, dass Väter ihre Arbeitszeiten reduzieren würden, wenn die 
Rahmenbedingungen dafür stimmen (vgl. MFKJKS 2015, S. 221). Mit einem Internetpor-
tal informiert die Landesregierung (werdende) Väter über die Zeit mit Kind und die Mög-
lichkeiten von Beruf und Elternschaft18 (ebd.). Darüber hinaus hat die Landesregierung am 
28. Juni. 2016 eine Kampagne mit dem Titel „Vater ist, was du draus machst“ gestartet, 
indem in fünf nordrhein-westfälischen Städten u.a., um ein „neues Väterbild“ und um eine 
„aktive Vaterschaft“ geworben wird (vgl. MFKJKS 2016). 
Nach Jurczyk und Szymenderski 2012 gibt es eine Belastung von Familien durch eine 
„doppelte Entgrenzung“ (Jurczyk; Szymenderski 2012, S. 95). Diese zeigt sich bspw. 
durch längere Arbeitszeiten oder Schichtdienste eines erwerbstätigen Elternteils und den 
Versuch, sich trotz Trennung, um das gemeinsame Kind zu kümmern. Die Überbelastung 
von Erziehungsberechtigten wird anhand eines Beispiels deutlich: Ein Elternteil arbeitet 
nachts im Krankenhaus und kommt morgens erst nach Hause, möchte aber das gemeinsa-
me Kind vom Kindergarten abholen und mit ihm den Tag verbringen. Dies ist nur möglich 
mit erheblichem Schlafentzug des Elternteils. Wenn jedoch das Elternteil um 20 Uhr wie-
der arbeiten muss, kommt es nicht dazu, genügend Schlaf nachzuholen und kann wohl-
möglich den Anforderungen auf der Arbeitsstelle nicht genügen.  
In der durchgeführten Studie ‚Entgrenzte Arbeit – entgrenzte Familie’ wurden die Eltern 
zu diesem Thema befragt. Die Ergebnisse der Studie haben gezeigt, dass „Zeit-, Energie- 
und Aufmerksamkeitskonkurrenzen“ für die beiden Lebensbereiche vorherrschen (ebd., S. 
                                                          
18 Die Internetseite dazu lautet: www.vaeter.nrw.de. 
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97). Erwerbstätige berichten darüber, dass sie ein schlechtes Gewissen haben, weil sie 
glauben, den „Anforderungen und Verpflichtungen in Erwerbsarbeit und Familie zeitlich 
nicht gerecht werden zu können“ (Hervorhebung im Original; vgl. ebd.). Weiter heißt es, 
dass diese Doppelbelastung eine „hohe psychische und physische Erschöpfung der Mütter 
und Väter [darstellt]. Ihnen fehlen oftmals Antrieb und Energie. Sie sind zu müde und aus-
gelaugt, um an gemeinsamen familialen Aktivitäten teilzunehmen, geschweige denn selbst 
initiativ zu werden. Vielmehr verspüren sie das Bedürfnis, sich zunächst von den Belas-
tungen der Arbeit zu erholen“ (Hervorhebung im Original; ebd., S. 97f.). Dieses Zitat 
zeigt, wie eine „doppelte Entgrenzung“ auf das System Familie wirkt und damit auch Ein-
fluss auf die Lebenswelten von Kindern nimmt. 
Wie bereits geschildert sind die sogenannten „Erschöpften Familien“ kein milieuspezifi-
sches Phänomen. Die Autoren Kohl und Gartermann (2012) stellen eine Kohärenz von der 
Lebenszufriedenheit und den eigenen ökonomischen Bedingungen fest (vgl. Kohl und 
Gartermann 2012, S. 85). In ihrer Forschung können die WissenschaftlerInnen darstellen, 
dass der „negative Zusammenhang von Einkommensposition und Lebenszufriedenheit [...] 
keinesfalls an einer statistischen Armutsgrenze [endet]“ (ebd.). Die materiellen Einschnitte 
können auf die Lebenszufriedenheit von Erziehungsberechtigten einwirken und dadurch 
das kindliche Wohlbefinden im familiären System beeinflussen (vgl. ebd., S. 86). Kohl und 
Gartermann argumentieren, dass materielle Einschnitte nicht automatisch zu einer Beein-
trächtigung des kindlichen Wohlbefindens führen. Das familiäre System kann durch be-
sondere Aufmerksamkeit, Anerkennung und die Unterstützung zu einem positiven „Selbst-
bild“ die Resilienzfähigkeit des Kindes fördern (vgl. ebd.). Wenn jedoch die Belastung 
durch den „ökonomischen Druck“ zu hoch ist19, kann dies, nach den AutorInnen zu einer 
„mentalen Erschöpfung“ führen, die sich auch auf das Wohlbefinden des Kindes auswirken 
kann (ebd., S. 85f.). „Dort wo Eltern mental erschöpfen, können wir keine selbstbewussten 
und zukunftssicheren Kinder erwarten [, da das familiäre System nur bedingt negative Be-
einflussungen kompensieren kann]“ (Ergänzung C.N; ebd.). Hier kann ebenfalls ein Risiko 
für das kindliche Wohl erkennbar werden. 
Neben den vorstehend skizzierten Familienbildern weisen die AutorInne Jurcyk; Lange; 
Thiessen (2004) auf die Möglichkeit hin, Familie weiter zu fassen bzw. anders wahrzu-
                                                          
19 Schone (2012) weist daraufhin, dass Frühe Hilfen zwar den Familien in ihrer Armutssituation zur Seite 
stehen können, aber es für eine Bekämpfung von Armut eine andere Sozialpolitik brauche (Schone, Wolff 
2012, S. 59). Hingegen Wolff appelliert an eine stärkere Vernetzung von Frühen Hilfen u.a. mit dem Sozial- 
und Arbeitsamt (ebd.). 
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nehmen, indem sie von dem Konzept der „Doing Familie“ ausgehen (Jurcyk; Lange; 
Thiessen 2004, S. 8). Das Konzept der „Doing Familie“ beschreibt, dass Familie eine 
„Herstellungsleistung eigener Art“ ist (ebd., S. 9). Die „Doing Familie“ forciert die „Prak-
tiken der Herstellung und Gestaltung persönlicher Beziehung zwischen Generation und 
gegebenenfalls Geschlechtern“ (ebd.). Es beschreibt demnach keine Werte, Einstellungen 
oder Formen des Zusammenlebens (vgl. ebd.). Neben dem Konzept der „Doing Familie“ 
steht daher die „Fürsorge“ resp. „Care“. „Care“ wird in der Literatur auf Arrangements des 
menschlichen Daseins bezogen, in denen es um Pflege, Erziehung, Bindung, Gesundheits-
versorgung und um die Bedeutung des Geschlechts für die Care-Beziehung geht. Hierbei 
fällt der Blick nicht nur auf „Familienkonfiguration“, sondern ebenfalls auf Institutionen, 
die die genannten Leistungen erbringen (ebd., S. 9). Care ist somit einerseits die „Klam-
mer“ und andererseits ein fortlaufender Prozess für familiäre und gesellschaftliche (persön-
liche) Interaktionen (vgl. ebd.). Familie gedacht als „Doing Family“ stellt die etablierten 
Familienbilder in einer Gesellschaft in Frage (vgl. ebd., S. 10f.) und kann, wie die oben 
genannten Familienkonstruktion „Risikofamilie“ nicht so leicht stigmatisiert werden. Mit 
dem Konzept der „Doing Family“ findet ein gleichzeitiges in Distanztreten von dem Bild 
der “Normalfamilie“ und dem „‚natürlichen‘ Familienhandeln“ statt (ebd., S. 11f.). Dieser 
Blick von einer Metaebene auf Familie, hilft beim Dekonstruieren von bisherigen Fami-
lienformen und lässt gleichzeitig Herausforderung von gesellschaftlichen Leben fokussie-
ren. So stellt Jurcyk fest, „dass es beim Festhalten der Definitionsmacht über bestimmte 
Familienformen als ‚richtige Familie‘ auch um die Verteidigung von Machtpositionen pri-
vilegierter Gruppen geht“ (ebd., S. 11). Nach dem „Doing Family“- Konzept ist Familie 
eine hochempfindliche Herstellungsleistung, die sowohl in Interaktion mit dem intrafamili-
ären System, als auch mit der äußeren Umwelt tritt. Familie ist dabei wie ein Seismograph 
und reagiert auf die Lebenswelten ihrer AkteurInnen. Im Folgenden bedeutet dies, wenn 
die Steuer erhöht wird, der Urlaub gestrichen wird, längere Arbeitszeiten eingeführt wer-
den, kein Geld für die Rente zurückgelegt werden kann, die Kinder Nachhilfe brauchen 
und Geld für die Klassenfahrt nach London gebraucht wird, übt sich das zum einen auf die 
Care-Beziehung und auf die Herstellung von Familie aus (vgl. ebd., S. 12ff.). Das familiäre 
System reagiert folglich auf sozialpolitische Veränderungen. Das nächste Kapitel soll des-
halb auf sozial- und familienpolitische Strömung aufmerksam machen, die sich zum einen 
auf Familie und zum anderen auf das Frühwarnsystem Frühe Hilfen auswirkt und somit die 
Ambivalenzen von Frühen Hilfen verdeutlichen. 
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2. Andeutungen von Ambivalenzen 
2.1 Deutschland als Wohlfahrts- und Sozialstaat 
In der Fachwelt sind die Begriffe Wohlfahrts- und Sozialstaat geläufig und beschreiben 
den deutschen Staat. Gespalten ist jedoch die Wissenschaft darüber, ob die beiden Begriffe 
als Synonym verwendet werden dürfen oder, ob sie zwei unterschiedliche Phänomene be-
schreiben (vgl. Butterwegge 2006, S. 16). Einig scheinen sich die WissenschaftlerInnen 
über die Kohärenz von Wohlfahrt und sozialer Sicherung zu sein und die damit verbunde-
ne sozialpolitische Verantwortung, diese Sicherung zu gewährleisten (ebd., S. 18f.). Der 
Begriff des Sozialstaates ist abgrenzbar zu verschiedenen Teilbereichen des staatlichen 
Systems. Lessenich (2013), der sich auf Wagner bezieht, nennt hier die „institutionelle 
Architektur und ‚technische‘ Infrastruktur sozialpolitischer Gesetze“ (Lessenich 2013, S. 
22; vgl. Wagner 1876, S. 257). Der Wohlfahrtsstaat ist nach Lessenich hingegen „stärker 
auf die gesellschaftliche Bedeutung und die sozialen Effekte staatlichen Handelns in ‚sozi-
al-politischer‘ Absicht“ ausgelegt (ebd.). Die beiden Bezeichnungen (Wohlfahrts- und So-
zialstaat) sollen im Verlauf dieser Arbeit Synonym verwendet werden, da sich auf Fachli-
teratur bezogen wird, bei der eine scharfe Trennung der Bergriffe nicht immer gegeben ist 
bzw. die Begriffe selbst Synonym verwendet werden.  
In der Konsequenz bedeutet dies, dass sowohl „die sozialen Effekte staatlichen Handelns 
in ‚sozial-politischer‘ Absicht“ (Wohlfahrtsstaat) und die dafür wichtige „institutionelle 
Architektur und ‚technische‘ Infrastruktur sozialpolitischer Gesetze“ (Sozialstaat) ein be-
deutungsgleiches Wort darstellen (Lessenich 2013, S. 22; vgl. Wagner 1876, S. 257). 
Die eingangs erwähnten Teilbereiche eines staatlichen Systems sind Sozialpolitik und so-
ziale Sicherung. Nach Butterwegge (2006) ist Sozialpolitik „das Mittel, um soziale Be-
nachteiligung und Gegensätze innerhalb einer Gesellschaft durch politisches Handeln aus-
zugleichen bzw. auszuschließen […]“ (ebd. 2006, S. 11). Die soziale Sicherung ist ver-
gleichbar mit der bismarckschen Sozialreform (1880), beide Systeme bieten den BürgerIn-
nen Schutz bei Invalidität, Krankheit und im Alter (vgl. Kaufmann 2003, S. 269; Butter-
wegge 2006, S. 17). Nach der Bundeszentrale für politische Bildung (BpB) umfasst das 
heutige System der sozialen Sicherheit drei wesentliche Kernbereiche: „die Gesetzliche 
Sozialversicherung, die Soziale Versorgung und die Sozialfürsorge“ (BpB O.J.a). Die Ge-
setzliche Sozialversicherung bildet sich aus der gesetzlichen Kranken-, Renten-, Unfall-, 
und Pflegeversicherung (vgl. ebd.). Der Kernbereich der Sozialversorgung kann in Kriegs- 
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und Gewaltopferversorgung, Kinder- und Elterngeld, Wohngeld, Bundesausbildungs-
förderung (Darlehnsvergabe an SchülerInnen und StudentenInnen) aufgegliedert werden 
(vgl. ebd.). Der dritte – und damit letzte – Kernbereich des Systems der sozialen Sicherheit 
zeichnet sich in der Sozialfürsorge ab. Sie setzt sich aus dem Arbeitslosengeld II (SGB II), 
Sozialhilfe (SGB XII) und der Jugendhilfe (SGB VIII) zusammen (vgl. ebd.). Es zeigt sich, 
dass der Teilbereich der sozialen Sicherung ein wesentlicher Bestandteil im staatlichen 
System ist. Als Hauptakteur dieses politischen Netzwerks steht der Sozialstaat.  
2.2 Der regulierende und steuernde Wohlfahrtsstaat 
Mierendorff (2010) hat sich im Rahmen der Kindheitsforschung mit den Strukturen und 
der Normierung des Wohlfahrtsstaates auseinandergesetzt. Dabei geht sie u.a. auf die Steu-
erung und Regulierungsaufgaben eines Staates ein. Nach der Autorin (die sich auf Kauf-
mann (1994) bezieht) findet eine „Bedeutung und Legitimation des Wohlfahrtsstaates in 
der Regulierung des Humanvermögens, die auf die Erhaltung aller Teilsysteme (Familie, 
Politik, Religion und Kultur) zielt“, statt (Mierendorff 2010, S. 46; vgl. Kaufmann 1994, S. 
371).20 In Bezug darauf spielt die „Erhaltung und Produktion von Wissen und Kompeten-
zen, die die Voraussetzung für das Fortbestehen aller dieser Teilbereiche sind“, eine nicht 
zu unterschätzende Rolle im deutschen Sozialstaat (ebd.). Nach der Autorin nimmt der 
Wohlfahrtsstaat daher eine „erhaltende und ordnende Funktion“ in der Gesellschaft ein 
(ebd., S. 47). Hierbei spielen strukturbezogene Regulierungsaufgaben eine wichtige Rolle, 
die die „strukturelle Notwendigkeit“ als Prämisse in den Vordergrund stellen. Allerdings 
muss hierfür die Hintergrundfolie eines „normativen Ordnungsprinzip wohlfahrtsstaatli-
cher Programmatik“ betrachtet werden (Mierendorff 2010, S. 47). Die Programmatik be-
schreibt die „Rechtsstaatlichkeit, Sozialstaatlichkeit sowie die demokratische Grundord-
nung mit Anerkennung der sozialen Marktwirtschaft“ (ebd.). Die strukturbezogenen Regu-
lierungsaufgaben haben nach der Autorin das Ziel, langfristige Strukturen in Gesellschaft, 
Ökonomie sowie „sozialstrukturelle Elemente“ zu stabilisieren (ebd.). Die Regulierungs-
aufgaben bezwecken jedoch nicht die Stabilisierung eines „statischen Gesellschaftsmo-
dell“, sondern stellen vielmehr ein Gegengewicht – in Form von Struktur – zu den Wand-
lungen des Sozialen in einen Wohlfahrtstaat dar (Hervorhebung C. N.; vgl. ebd., S. 48). 
                                                          
20 Kaufmann (1994) rechtfertigt die Position von Familie als „gesellschaftliches Funktionssystem“, indem er 
auf die „exklusive Leistung“ von Familie hinweist. Diese Leistung besteht darin, dass das familiäre System 
durch „Fortpflanzung“ und „Primärsozialisation“ einen entscheidenden Beitrag für die Erhaltung von Gesell-
schaft tätigt (Kaufmann 1994, S. 371).  
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Dieser strukturelle Aspekt kann auch im Sinne der Prävention gesehen werden, da sich 
nach Kaufmann (2009) „sozialpolitische“, „kriminalpolitische“ und „wirtschaftliche An-
sprüche aus dem Bereich des kontrollierenden, korrigierenden und kompensierenden Ein-
greifens in denjenigen des präventiven Eingreifens“ verschiebt (Hervorhebung im Origi-
nal; Kaufmann 2009, S. 393). Kaufmann sieht hier im Bereich der Sozialpolitik, die 
„wachsende Bedeutung qualifizierender, beratender oder präventiver sozialer Dienstleis-
tungen“ (ebd.). Frühe Hilfen können als eine solche Dienstleistung gesehen werden. 
Im weiteren Verlauf stellt Mierendorff das Steuerungskonzept von Renate Mayntz (1987) 
vor, welches im Rahmen der vorliegenden Arbeit, mit Fokus auf das System der Kinder- 
und Jugendhilfe betrachtet wird (vgl. Mierendorff 2010, S. 50)21. Im Folgenden wird zwi-
schen den Steuerungsbegriffen „Steuerungssubjekt“ und „Steuerungsobjekt“ nach Mayntz 
unterschieden (Mayntz 1997, S. 191). Das Steuerungssubjekt beschreibt ein „soziales Kol-
lektiv“, welches aktiv steuernd tätig ist (ebd.). Dagegen beschreibt der Begriff des Steue-
rungsobjekts ein eigenständiges System, welches sich auch dann automatisch weiterentwi-
ckelt, wenn kein Steuerungseingriff stattfindet (ebd.). Mayntz (1997) geht hier von einem 
Reaktionshandeln von Seiten des Steuerungsobjekts aus, welches sich in Form von „An-
passung, Entzug, Gegenstrategien usw.“ zeigt (ebd.). Des Weiteren spricht die Autorin von 
einer „autonome[n] Dynamik“ des Steuerungsobjekts, die „gezielt“ durch das Steuerungs-
subjekt verändert werden kann (ebd.). 
Mierendorff geht bspw. von dem Staat als Steuerungssubjekt aus und sieht die Kinder- und 
Jugendhilfe als Steuerungsobjekt. Die Autorin verweist mit Rückbezug zu der Erklärung 
von Mayntz darauf, dass nur konkrete Regulierungsbereiche Steuerungsobjekt sein können 
und Lebensbereiche wie Kindheit(en) nicht, da sie losgelöst von Steuerung weiterbestehen 
und sich verändern können (vgl. Mierendorff 2010, S. 51). 
Nach Mayntz (1997) gibt es jedoch auch Steuerungsprobleme, die sich auf die gesetzten 
Ziele einer Politik auswirken. Dabei beschreibt sie die Grenzen von Steuerung bspw. wenn 
versucht wird „normierende Programme“ in Systeme zu implementieren. Die Autorin 
nennt diese Herausforderung einer regulierenden Politik „Implementationsproblem“ (Ma-
yntz 1997, S. 194). Eine Ursache eines Implementationsproblems kann ein Motivations-
problem bei AdressatInnen sein. Weitere Ursachen können jedoch auch vom Steuerungs-
subjekt ausgehen, wie ein „Wissensproblem“ über „steuerungsrelevante Wirkungszusam-
                                                          
21 Mierendorff und Mayntz (1997) verwenden verschiedene Begriffe (Steuerung und Regulierung). Im Ver-
lauf dieser Arbeit sollen diese Begrifflichkeiten Synonym verwendet werden.  
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menhänge“ oder aber ein „Steuerbarkeitsproblem“, welches durch nicht effektvolle resp. 
fehlerhafte Verwendung von Steuerungsinstrumenten, hervorgerufen werden kann (ebd.). 
Folglich, so Mayntz, muss der „Implementationsproß selbst [sic!] […] im Interesse wirk-
samer Zielverfolgung zum Steuerungsobjekt werden“ (ebd., S. 195). In der Konsequenz 
bedeutet es, die „autonome Dynamik“ des Implementationsprozesses bewusst zu ändern, 
um das vorher geklärte Ziel zu erreichen (Mierendorff 2010, S. 51; Mayntz 1997, S. 203f.).  
Für die Betrachtung der genannten Steuerungssysteme muss die Perspektive des „handeln-
den Subjekts“ hinzugefügt werden, da es sich in der genannten Ausführung nicht um ein 
homogenes, sondern um ein heterogenes und offenes System handelt (vgl. Mierendorff 
2010, S. 52). Dieses offene System steht, bedingt durch die intrasystemisch handelnden 
Subjekte (bspw. durch Kommunikation), zu anderen Systemen in Kontakt (vgl. ebd.). Nach 
Mayntz liegt die Anstrengung politischer Steuerung u.a. bei den Teilsystemen und deren 
„Verselbständigungstendenzen“, die „das Produkt erkennbarer Handlungsstrategien iden-
tifizierbarer Akteure […]“ darstellt (Hervorhebung im Original; Mayntz 1997, S. 200). Die 
vermeintlich autonomen Teilsysteme sind aufgrund ihrer Binnenstruktur resistent gegen 
politische Steuerungseingriffe (vgl. ebd.). Eine weitere Herausforderung für Steuerungs-
subjekte sind die Regelungsfelder wie z.B. das der Familien-, der Kinder-, oder der Ju-
gendpolitik, da sie organisatorische, offene und fragmentierte Strukturen beinhalten, die 
Steuerung erschweren (Mierendorff 2010, S. 52). Das Familiensystem ist nach Mayntz, die 
sich auf Tyrell (1979) bezieht, „aufgrund seiner hochgradig fragmentierten segmentären 
Struktur“ nur schwer politisch zu steuern (Mayntz 1997, S. 202, vgl. Tyrell 1979, S. 55). 
2.3 De- und Re- Familisierung als Strategie zur Rekrutierung von Human-
kapital 
Im vorherigen Abschnitt wurden die Themen Steuerung und Grenzen der Steuerung ver-
deutlicht. Wie bereits Mierendorff und Tyrell festgestellt haben, ist eine politische Steue-
rung von dem System Familie nur erschwert möglich, aber die Erhaltung von Humanver-
mögen ein erklärtes Ziel des Sozialstaates. Mit diesem Wissen sollen die familialistischen 
Varianten „De-Familisierung“ und „Re-Familisierung“ betrachtet werden (Leitner 2013, S. 
16). Zuerst folgt eine kurze Definition und Beschreibung der obenstehenden Begriffe. 
Der Prozess der Auslagerung der Pflege- und Betreuungsarbeit aus der Familie wird mit 
dem Begriff der De-Familisierung beschrieben (ebd.). Die Re-Familisierung beschreibt 
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ebenfalls einen Prozess, indem allerdings die Pflege- und Betreuungsarbeit außerhalb der 
Familie verrichtet wurde und versucht wird, diese Arbeit in die Familie zurück zu verla-
gern (ebd.). 
Wie in der vorliegenden Arbeit thematisiert, kommt der Familie ein hoher Stellenwert zu, 
da diese für die Erhaltung und Reproduktion des „personellen Nachwuchses“ verantwort-
lich ist (Kaufmann 1994, S. 371). Es ist im Sinne der staatlichen Gemeinschaft über die 
Erziehungs- und Pflegepflicht der Eltern zu wachen, da die Kinder u.a. für den Staat ein 
(frühkindliches) Kapital darstellen (vgl. Rüling 2010, S. 96). Rüling spricht in ihrem sozi-
alpolitischen Aufsatz von einem langsamen Umdenken der deutschen Sozialpolitik in Be-
zug auf die Investition in frühkindliche Bildung und Betreuung22. So erfolgte ein Ausbau 
an Betreuungsplätzen für unter Dreijährige erst nach dem Jahr 2002 in Deutschland (ebd.). 
Nach Rüling (2010) appelliert die Organisation for Economic Co-operation and Develop-
ment (OECD) an ihre Mitgliedsstaaten, die „Ausgaben für Kinderbetreuung nicht als Kos-
tenfaktor für den Sozialstaat […]“ zu sehen, sondern vielmehr als „soziale Investition in 
die Bildung und somit in das Humankapital23 der Volkswirtschaft“ (ebd.). Die Legitimati-
on für den Ausbau frühkindlicher Bildungseinrichtungen findet, so stellt die Autorin fest, 
in Deutschland unter einer ökonomischen Argumentation statt (vgl. ebd.). Die Betreuungs-
qualität (mit qualifiziertem und zufriedenem Personal) spielt nach Rüling, die sich auf 
Mohon (2006) bezieht, in den Verhandlungen eine geringere Rolle. Hingegen wird im 
Rahmen der Lissabon Agenda versucht mit verschiedenen Strategien und Empfehlungen 
Betreuungsplätze zu schaffen (vgl. ebd., S. 98; vgl. Mahon 2006). Die ökonomisch geführ-
te Debatte nimmt ebenfalls die niedrige Geburtenrate in den Blick. So belegt die Autorin, 
dass in der Forschung eine höhere Geburtenrate in den Ländern festzustellen ist, in denen 
eine höhere Frauenerwerbsquote und eine gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf vor-
handen ist24 (ebd., S. 97 Fußnote 2). In einigen europäischen Ländern stellt das von der 
                                                          
22 Rüling vergleicht in ihrem Aufsatz die Argumentation für einen Ausbau von Betreuungsplätzen in 
Deutschland und in England. Sie stellt dabei fest, dass in England u.a. die Debatte der Bekämpfung und Vor-
sorge von Kinderarmut aufgekommen ist, wohingegen in Deutschland auf ökonomischer und investigativer 
Ebene argumentiert wurde. Die Arbeit konzentriert sich aufgrund von einem begrenzten Zeitkontingent auf 
die Debatte in Deutschland. 
23 Nach der Bundeszentrale für politische Bildung wird unter dem Begriff des Humankapitals ein menschli-
ches „Leistungspotential“ verstanden, welches an „Bildungs- und anderen Qualifizierungsmaßnahmen“ ge-
messen wird. Darüber hinaus stellt „es eine der Grundlagen wirtschaftlichen Wohlstandes dar“ (bpb o.J. b). 
24 Nach Leitner 2014 „bemisst sich der de-familisierende Effekt der Kinderbetreuungsdienste danach, wie gut 
sie dieser Zielsetzung der Vereinbarkeit gerecht werden: Lange und flexible Öffnungszeiten sowie der offene 
Zugang zu den Diensten (hoher Versorgungsgrad und geringere Kosten) und eine hohe Betreuungsqualität 
wären Indikatoren für einen hohen De-Familisierungsgrad“ (Leitner 2014, S. 24).  
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Europäischen Union umworbene ‚Adult Worker Model‘ 25eine „ökonomische Notwendig-
keit“ dar, da das Einkommen von einem Elternteil nicht mehr ausreicht (ebd.; Lewis 2004).  
In der Argumentationslinie der OECD kann ein „doppelter Nutzen“ für den Ausbau von 
Betreuungsplätzen in den Wohlfahrtsstaaten erkannt werden (ebd., S. 100). Mit dem Aus-
bau neuer Betreuungsplätze schafft die Sozialpolitik die Rahmenbedingung, damit das 
„Humankapital der weiblichen, qualifizierten Erwerbsbevölkerung erhalten bleibt“ (ebd.). 
Rüling kritisiert die ‚harte‘ ökonomisch geführte Argumentation der OECD, die u.a. De-
batten um Geburtenrate, Erwerbstätigkeiten beider Elternteile thematisiert, aber Grund-
satzauseinandersetzungen, wie, welche Betreuungsform wohl „die beste für Kinder sei“ 
vermeidet (ebd.). 
Das 21 Jahrhundert scheint, wie bereits angedeutet, ein spannendes Jahrhundert im Bereich 
der Familien- und Sozialpolitik zu sein. Das Jahr 2000 ist nicht nur das Jahr des PISA De-
bakels, welches ebenfalls den Druck auf die frühkindlichen Institutionen erhöht hat, son-
dern markiert darüber hinaus eine neue Gesetzesänderung in Bezug auf das Recht des Kin-
des auf eine gewaltfreie Erziehung (vgl. § 1631 Abs. 2 BGB). Familie und deren Erzie-
hungsstil geraten nicht zuletzt durch die verschärfte Gesetzeslage zunehmend in den Blick 
der Öffentlichkeit (vgl. Kapitel eins). Gerade durch das Recht des Kindes auf eine gewalt-
freie Erziehung und die Rolle des Staates diese zu schützen (vgl. Schone 2008a, S. 24), ist 
die Verlagerung von Pflege- und Betreuungsleistungen außerhalb der Familie (De-
Familisierung)26 im Interesse der staatlichen Gemeinschaft, da sie so einen besseren Blick 
auf die Familie hat und die Rechte der Kinder wahren kann. Der Staat kann jedoch nur 
aufgrund von einem Gesetz in die Familie eingreifen (vgl. Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG; § 1666 
BGB). Die Eltern haben folglich ein „Abwehrrecht gegen staatliche Eingriffe in die Erzie-
hung der Kinder“ (Schone 2008a, S. 23). Die Legitimation für dieses Elternrecht beruht auf 
der Annahme, dass ‚in aller Regel Eltern das Wohl des Kindes mehr am Herzen liegt als 
irgend einer [sic!] anderen Person oder Institution‘ (BVerfGE 59, 360, 376, 61, 358, 371; 
zit. n. Schone 2008a, S. 23). Dieses Recht der Eltern findet jedoch ihre Rahmung im 
Grundrecht des Kindes. Das bedeutet, die Eltern müssen dem Kind Pflege und Erziehung 
gewährleisten, ansonsten kann in das elterliche fremdnützige Recht eingegriffen werden 
                                                          
25 Das Modell geht von einer Erwerbstätigkeit beider Elternteile aus, ungeachtet von Pflege-, Betreuungs- 
oder Haushaltsarbeiten in der Familie (vgl. Rüling 2010, S. 97). 
26 Nach Leitner und Lessenich (2007) kann zwischen einer „ökonomischen und einer sozialen Dimension der 
De-Familisierung“ gesprochen werden (Leitner 2014, S. 22; vgl. Leitner; Lessenich (2007). 
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(vgl. ebd., S. 23f). Prävention versucht dies durch die verschiedenen Präventionsmaßnah-
men zu vermeiden (vgl. Kapitel eins). Prämisse für Hilfe oder präventive Maßnahmen ist 
jedoch das Wissen um einen/e KlientIn, die das freiwillige Angebot annimmt (Hervorhe-
bung C. N.). Nach Schone (2008a), „können Hilfsangebote (unterhalb einer Kindeswohlge-
fährdung) nicht aufgezwungen werden“ (Schone 2008a, S. 11). Durch die nicht ver-
pflichtende Dienstleistung in Form von Betreuung der Kinder in Kindertageseinrichtungen 
ist die Kinder- und Jugendhilfe auf das KKG (Gesetz zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz) angewiesen, auf hilfe- oder beratungsbedürftige Familien hingewiesen zu 
werden, um entsprechende Hilfs- und Unterstützungsangebote zu unterbreiten. Nach Scho-
ne haben Sorgeberechtigte ein Vertrauensverhältnis zu der Institution Kindertageseinrich-
tung (wenn sie in Dienst genommen wird) und würden diese in der Erziehung um Rat fra-
gen (vgl. ebd., S. 61). Der Kindergarten steht jedoch in der Pflicht den Schutzauftrag, wenn 
er mittels Dienstanweisung oder über Verträge legitimiert ist, nach Paragraf 8a Abs. 4 SGB 
VIII, zu folgen (vgl. ebd.). Durch den bereits überwiegenden Teil der drei- bis sechsjähri-
gen Kinder, die die Betreuungsplätze in Anspruch nehmen, wird der Ort der Kindertages-
einrichtung als günstig angesehen, „Kinder unabhängig vom elterlichen oder familienge-
richtlichen Tätigwerden präventiv zu beobachten und rechtzeitig zu schützen“ (Mieren-
dorff 2013, S. 49). Der dahinterstehende Gedankengang wird nicht zuletzt von dem Netz-
werk frühe Hilfen mitgetragen (Hervorhebung J. M.; vgl. ebd.). Diesem Netzwerk liegt, 
wie eingangs erläutert, die Idee der Vernetzung mit unterschiedlichsten Akteuren und Insti-
tutionen zugrunde, um u.a. „Beobachtungs- und Betreuungslücken“ zu schließen (ebd., vgl. 
Kapitel eins). Das im Jahre 2012 in Kraft getretene KKG trägt einen wesentlichen Beitrag 
zu der Vernetzung mit Institutionen und Akteuren bei, da es auch für GeheimnisträgerIn-
nen (vgl. §4 KKG) einen Rahmen schafft sich über KlientInnen auszutauschen, zu infor-
mieren oder Beratung durch eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ einzuholen (vgl. § 4 Abs. 
2 Satz 1 KKG). Das oberste Ziel des Gesetzes ist, „das Wohl von Kindern und Jugendli-
chen zu schützen und ihre körperliche, geistige und seelische Entwicklung zu fördern“ (§1 
KKG). 
Nach Richter (2010) involviert sich der Staat stärker in der frühen Kindheit vor allem in 
den Bereichen Erziehung, Bildung und Betreuung (vgl. Richter 2010, S. 209). In diesem 
Kontext zitiert sie Klinkhammer, die nun von Anfang an den Staat in den Bereichen sieht, 
die ‚[…] zuvor primär der Familie zugeordnet waren‘ (Klinkhammer 2010, zit. n. Richter 
2010, S. 209). Der Staat zeigt sich durch Kontrollelemente, die in den Bereichen imple-
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mentiert sind. Unabhängig von den freiwilligen Leistungen und Angeboten der Jugendhil-
fe, wie bspw. der Kinderbetreuung, verpflichtende Kontrollinstrumente für Familien, wie 
die seit 2006 (in einigen Ländern) verpflichtenden, medizinischen Vorsorgeuntersuchun-
gen (U1 bis U9), die Familien mit ihren Kindern aufsuchen müssen (vgl. Richter, S. 209; 
Mierendorff 2013, S. 49). Diese, in allen Bundesländern vorgesehenen Vorsorgeuntersu-
chungen, können in Kooperation mit dem bereits erläuterten Frühwarnsystem gesehen 
werden. Alle Familien mit ihren Kindern stehen damit auch außerhalb des Kindergartens 
unter Beobachtung und Kontrolle (vgl. Mierendorff 2013, S. 49; vgl. Kelle 2008, S. 193)27. 
Die jeweilige Familie muss sich diesem Kontrollinstrument öffnen, um darzustellen, dass 
kein Risiko oder keine Gefährdung für ihr Kind besteht, tut sie das nicht, so kann eine 
„Überprüfung des familiären Umfelds und teilweise auch Sanktionen“ die Folge sein 
(Schäfer; Sann 2014, S. 81). Das dadurch entstehende Spannungsfeld zwischen Hilfe und 
Kontrolle ist hier greifbar. Mierendorff fasst daher die öffentliche Sorge als „staatlich regu-
liert, kontrolliert und vernetzt“ zusammen (Mierendorff 2013, S. 49). Schäfer und Sann 
(2014) sprechen sogar von einer „Ausweitung sozialer Kontrolle unter dem Vorzeichen 
eines verbesserten Kinderschutzes“ (Schäfer; Sann 2014, S. 81). 
Wie bereits erwähnt hat der Staat einen doppelten, wenn nicht sogar einen dreifachen Nut-
zen, wenn sich Erziehungsberechtigte für ein de-familisierendes Angebot entscheiden. Der 
erste Nutzen kann dahingehend gesehen werden, dass der Wohlfahrtsstaat über bereits aus-
gebildetes Humankapital (Mütter und Väter im erwerbsfähigen Alter) verfügt, welches 
wieder einer Erwerbstätigkeit nachkommen kann. Der zweite Nutzen kann in der frühkind-
lichen Bildung (länderspezifische Bildungspläne) 28 und Sozialisation von Kindern gesehen 
werden, die einerseits durch den Besuch einer Kinderbetreuungsstätte auf den ver-
pflichtenden Schuleintritt vorbereitet werden und deshalb andererseits als „Heranbildung 
von ‚Humankapital‘“ gesehen werden können (Oelkers; Richter 2009, S. 37). Schütter 
(2006) fasst diese Perspektive auf Kinder mit den Worten zusammen: ‚denn wer heute in 
die nachwachsende Generation investiere, investiere in die Zukunft‘ (Schütter 2006, zit. n. 
Oelker; Richter 2009, S. 37). Ein weiterer Punkt bezogen auf diesen Nutzen ist die Ver-
breitung von gesellschaftlichen Normierungen, Sitten und Werten, die in den Kindertages-
einrichtungen auf Grundlage des SGB VIII, dem Grundgesetz und den länderspezifischen 
                                                          
27 Hier kann ebenfalls auf Jürgen Link verwiesen werden, der sich kritisch mit dem Normalismus in Hinblick 
auf Kindervorsorgeuntersuchungen auseinandergesetzt hat (vgl. Link 2008, S. 59-74). 
28 Bildung ist nach dem föderalistischen System Länderangelegenheit. Hingegen ist das Kinder- und Jugend-
hilfegesetz ein Bundesgesetz. 
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Bildungsgesetzen (in Nordrhein- Westfalen ist das KIBIZ zu nennen) versucht werden zu 
vermitteln. Der dritte Nutzen des Wohlfahrtsstaates an einer De-Familisierung kann (in 
Vertretung durch die freien Träger) in einer unkomplizierteren Erfüllung des kindlichen 
Schutzes (Schutzauftrag) gesehen werden. 
In Bezug zu dem zweiten staatlichen Nutzen kann auf die Strömung des Neoliberalismus29 
hingewiesen werden, der die Leistungsbereitschaft und das Humankapital in den Fokus 
stellt. So scheint Familie in ein enges Korsett gezwängt zu werden, welches bedingt wird 
durch Wettbewerb, Leistungsdruck, Funktionieren müssen und Zeitmangel (vgl. hierzu 
Kapitel eins, erschöpfte Familien). Wie in der Fußnote achtundzwanzig erläutert, ist ein 
Merkmal des Neoliberalismus die Ökonomisierung von Bildungs- und Lebensbereichen, 
welche sich auch in den Frühkindlichen Einrichtungen abzeichnen lässt. Die Re-
Familisierung ist in diesem Kontext zu erwähnen – vor allem die „Re-Familisierung von 
Verantwortung“ – die Oelkers und Richter (2009) als „politischen Rückgriff auf Familien“ 
beschreiben (ebd. Oelkers; Richter 2009, S. 35). Die beiden Wissenschaftlerinnen erläutern 
die Terminologie wie folgt: „soziale Risiken werden in die Privatheit von Familien ver-
schoben und vermehrt individualisiert. Herausforderungen, die mit der strukturellen Viel-
falt familialer Lebensarrangements einhergehen, werden dem Einzelnen überantwortet“ 
(ebd.). Kritisch betrachtet bedeutet dies, dass der Sozialstaat ein Teil seiner Verantwortung 
an Familien abgibt.3031 Diese Zuschreibung von Verantwortung geschieht im Rahmen der 
„postwohlfahrtsstaatlicher Transformationsprozesse“32. Diese Prozesse fokussieren weni-
ger im Zuge staatlicher Steuerung die „institutionelle Absicherung eines öffentlich verfass-
ten Normalisierungssystems, sondern es geht darum, die ‚Freiheit zur Differenz‘ im Rah-
men postfordistischer33 Erfordernisse zu ermöglichen“ (Oelkers; Richter 2009, S. 37) 
ebd.). Dies stellt gerade für marginalisierende Gruppen eine Herausforderung im Kapita-
lismus dar (vgl. ebd.). Die Autonomie, die aus der „Freiheit zur Differenz“ einhergeht, 
                                                          
29 Der Begriff Neoliberalismus bezeichnet seit den 1960er Jahren ein „politisches Projekt“ (Hervorhebung 
im Original; Höhne 2015, S. 14). Der Staat wacht nicht länger über die Regulierung der Marktfreiheit, son-
dern „der Markt wird selbst zum organisierenden und regulierenden Prinzip des Staates“ Bröckling et al. 
2000, zit. n. Höhne 2015, S. 16). Weitere Merkmale des Neoliberalismus sind der Wettbewerb (und damit die 
Leistungsgesellschaft) und die Ökonomisierung von Bildungs- und Lebensbereichen (vgl. Höhne 2015, S. 
16ff.) 
30 Vergleiche das Familienmodell „aktivierende Familien“ nach Behnisch in Kapitel eins dieser Arbeit. 
31 Die Strategie der „Responsibilisierung“ zeigt keine Schwäche des staatlichen Auftretens, sondern vielmehr 
eine Stärke, da es so dem Staat ermöglicht wird seine Kraft auf andere Bereiche zu bündeln (vgl. Oelkers; 
Richter 2009, S. 40). 
32 Oelkers und Richter verstehen darunter eine „Beschreibung veränderter Formen der Regulation“ im sozia-
len Bereich und eine gleichzeitige Infragestellung „bislang gültiger Denk-, Handlungs-, und Problematisie-
rungslogiken des wohlfahrtsstaatlichen Arrangements“ (Oelkers; Richter 2009, S. 46). 
33 Vergleiche Fußnote 27. 
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verlangt von den Individuen „erhöhte Anforderungen an die eigene Leistung und Verant-
wortung“ (ebd.). Der „sozialpolitische[n] Forcierung von Verantwortung“ liegt u.a. die 
Idee einer von den Individuen selbstbestimmten, normativen und selbstverantwortlichen 
Lebensführung zugrunde (ebd.). Insofern sieht Re-Familisierung einen aktiven Einsatz von 
den Individuen eines familiären Systems vor, sich um ihre eigenen „Belangen und sozialen 
Aufgaben selbst zu kümmern“ (Hervorhebung C. N.; ebd.). Oelkers und Richter (2009) 
sowie Hensen (2010) haben hier das Paradoxe herausgearbeitet, da der Staat auf der einen 
Seite Prozesse der Re-Familisierung vorantreibt, aber auf der anderen Seite zunehmend 
sichtbarer wird in der Beobachtung von Aufgaben und Funktionen der Familie, insbeson-
dere, wenn diese bedroht scheinen (bspw. „Kindeswohl, Reproduktion, Sozialisation etc.“) 
(Hensen 2010, S. 16, vgl. Oelkers; Richter 2009, S. 41). Hensen fasst seine Observation 
wie folgt zusammen: „Sozialstaatlicher Rückzug scheint sich mit einer Zunahme staatli-
cher Kontrolle zu paaren“ (Hensen 2010, S. 17). Diesem paradoxen Gefühl sehen sich vor 
allem Familien in prekären Lebenslagen ausgesetzt (vgl. Oelkers; Richter 2009, S. 38). 
Nach Oelkers und Richter lässt sich eine Relevanz für Professionen im sozialen Sektor 
erfassen, welche die Regierungspraxis ‚Regieren aus der Distanz‘ (Krasmann 1999, zit. n. 
Oelkers; Richter 2009, S. 42) in ihrer Arbeit beeinflusst (vgl. ebd.). Die beiden Wissen-
schaftlerinnen sprechen beispielsweise von einem „Verweisungsverhältnis“ von Sozialpo-
litik und Soziale Arbeit, welches sich in der Arbeit mit Familien vor allem im Rahmen der 
Kinder- und Jugendhilfe zeigt (vgl. ebd.). Es gibt in der Literatur Anhaltspunkte dafür, 
dass Soziale Arbeit und die Kinder- und Jugendhilfe als „Instrument von Sozialpolitik“ 
wahrgenommen werden (ebd.). So verweisen Oelkers und Richter auf Müller und Otto 
(1980), die davon ausgehen, dass die Sozialpolitik, die Bereiche und Aufgaben an Soziale 
Arbeit weiter delegieren, bei denen sie selbst nicht weiterkommt oder weiterkommen will 
(vgl. Müller; Otto 1980, S. 8f.; vgl. Oelkers; Richter 2009, S. 42). Müller und Otto sehen 
Soziale Arbeit als Teil der Steuerungsstrategie34 und damit als Teil der Normierung (vgl. 
Müller; Otto 1980, S. 7, vgl. ebd.). Wie aus dieser kurzen Abhandlung ersichtlich, ist es 
nicht verwunderlich, dass der deutsche Sozialstaat somit auch als aktivierend und investiv 
wahrgenommen wird (vgl. Lessenich 2012, S. 142; vgl. Oelkers; Richter 2009). 
                                                          
34 Kaufmann (2009) stellt fünf Steuerungstypen („Hierarchie“, „Markt“, „Korporatismus (Verhandlungssys-
teme)“, „Professionalität (Expertensysteme)“ und „Solidarität“) dar. Aufgrund der gebotenen Fokussierung 
der Ausgangsfragen dieser Arbeit kann nicht näher darauf eingegangen werden (Kaufmann 2009, S. 256).  
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2.3 Soziale Dienste als Akteure des Sozialstaates zur Sicherung des Kindes-
wohls 
Ausgehend von der bis hier hin getätigten Schilderung wird ersichtlich, in welchem Span-
nungsfeld sich die Kinder- und Jugendhilfe sowie das vermeintlich niedrigschwellige An-
gebot der Frühen Hilfen befinden. Nach Wolff (2015) können „Kindeswohlgefährdungen 
und Kinderschutzbemühungen […] als ‚Grenzobjekte‘ verstanden werden, d.h. als ein 
„gemeinsamer Bezugspunkt“ unterschiedlicher Akteure verschiedener sozialer Welten 
(nämlich des familialen Mikrosystems, des näheren Umgebungs- oder Meso-Systems und 
des gesellschaftlichen, politisch-ökonomischen Exo- und Makro-Systems)“ (Wolff 2015a, 
S. 4). Die vorherigen Kapitel dieser Arbeit haben einige Akteure der „Grenzobjekte“ vor-
gestellt. Im Folgenden sollen nun von einer Makroebene35 aus, sozialpädagogische Dienst-
leistungen als Akteure des aktivierenden Sozialstaates in Bezug auf die Sicherung des Kin-
deswohls in den Blick genommen werden. Hierdurch soll versucht werden, die „Grenzob-
jekte“ näher zu beleuchten und das Zusammenspiel der verschiedenen Akteure in diesem 
Bezug aufzudecken. Hierfür wird jedoch eine kurze Erläuterung von den erklärungswürdi-
gen Begriffen Kindeswohlgefährdung und Wächteramt vorangestellt, da diese bisher nur 
fragmentarisch erläutert wurden. 
Das Wächteramt ist nach Wabnitz (2012) durch das Grundgesetz Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG 
begründet (vgl. Wabnitz 2012, S. 21). Gemäß Art. 6 Abs.2 Satz 1 GG wird, wie in dieser 
Arbeit erwähnt, den Eltern das Recht und die Pflicht zugesprochen, ihre Kinder zu pflegen 
und zu erziehen. Der Satz 2 des genannten Artikels sieht folglich die staatliche Gemein-
schaft in der Verantwortung, über die Ausführung dieser Pflicht zu wachen. Der Art. 6 
Abs. 2 GG ist in Verbindung mit § 1666 BGB zu sehen, der in Abs. 1 die Gefährdung des 
Kindeswohls definiert. So heißt es nach § 1666 Abs. 1 BGB: „Wird das körperliche, geis-
tige oder seelische Wohl des Kindes oder sein Vermögen gefährdet und sind die Eltern 
nicht gewillt oder nicht in der Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat das Familiengericht die 
Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung der Gefahr erforderlich sind.“ Hier ist jedoch 
nach § 1666a BGB das Gebot der Verhältnismäßigkeit zu wahren. So heißt es nach § 
1666a Abs.1 Satz 1 BGB, dass erst der Gefahr durch öffentliche Hilfen begegnet werden 
                                                          
35 Die Mikroebene beschreibt das unmittelbare menschliche Verhalten wie z.B. der MitarbeiterInnen von 
Frühen Hilfen und dem ASD. Die Mesoebene betrachtet die Organisationen und Institutionen wie bspw. 
Kindergarten und Schule. Die Makroebene blickt auf den Staat und Gesellschaft und ihre Subsysteme wie 
Gesundheitssystem, Bildungssystem, Präventionssystem. Das menschliche individuelle Verhalten wird hier 
nur in abstrakter Art und Weise beschrieben (vgl. bpb O.J. c) 
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soll und der Entzug der Personensorge erst dann erfolgt, wenn „andere Maßnahmen erfolg-
los geblieben sind oder wenn anzunehmen ist, dass sie zur Abwendung der Gefahr nicht 
ausreichen“ (§ 1666a Abs. 2 BGB). Der Begriff des Kindeswohls ist ein unbestimmter 
Rechtsbegriff, der folglich definiert werden muss (vgl. Schone 2008a, S. 25). Kindeswohl 
lässt sich nicht pauschal allgemeingültig festlegen, denn es ist von „kulturell, historisch-
zeitlich oder ethnisch geprägten Menschenbildern“ abhängig (ebd.). Insofern legen die 
Erziehungsberechtigten die Erziehung nach ihren Werten und Erziehungsvorstellung aus. 
Der Staat gewährt ihnen dieses Recht durch das Grundgesetz zu (vgl. Art. 6 GG). Nach 
Schones (2008a) Expertise sollte im Rahmen der Differenzierung zwischen Kindeswohlge-
fährdung, Kindesmisshandlung und Kindesvernachlässigung (beide letztere Begriffe be-
gründen Hilfen nach § 27 SGB VIII) unterschieden werden (Schone 2008a, S. 13).36 Scho-
ne (2008a) kritisiert jedoch, dass die drei Begriffe oft gleichgesetzt werden, was wiederum 
„zur Diffusität öffentlicher Erwartungen“ führt (ebd.). 
Der Begriff der Kindeswohlgefährdung benötigt ebenso wie der Begriff des Kindeswohls 
eine Definition, da dieser ebenfalls ein unbestimmter Rechtsbegriff darstellt (vgl. Schone 
2008a, S. 26). Durch den Paragrafen 1666 BGB und den Paragrafen 8a SGB VIII erhält die 
Gefährdung für das kindliche Wohl eine rechtliche Rahmung (vgl. ebd.). Schone (2008) 
bezieht sich auf eine Rechtsprechung37 aus dem Jahre 1956, in der es heißt, dass das Kin-
deswohl dann bedroht sei, wenn „sich bei Fortdauer einer identifizierbaren Gefährdungssi-
tuation für das Kind eine erhebliche Schädigung seines körperlichen, geistigen oder seeli-
schen Wohls mit hoher Wahrscheinlichkeit annehmen und begründen lässt“ (ebd., S. 27). 
Durch dieses Zitat werden der Ermessensspielraum sowie das Spannungsfeld für die Ak-
teure der Kinder- und Jugendhilfe deutlich. Ein legitimierter Eingriff in eine Familie setzt 
die Prämisse voraus, dass sich eine Schädigung eines Kindes mit einer hohen Wahrschein-
lichkeit auf eines der erwähnten Gebiete voraussagen lässt (vgl. ebd.). Hierfür ist es ent-
scheidend, dass die Schädigung in Zukunft eintrifft. Eine Schädigung, die in der Vergan-
genheit bereits eingetreten ist, kann nicht zur Legitimation eines Eingriffs führen (vgl. 
ebd.). Nach Schone (2008a) ist jedoch hervorzuheben, dass der Staat durch seine Funktion 
des Wächteramtes dazu verpflichtet ist, bei Gefährdung einzugreifen und nicht abzuwarten, 
bis „eine Beeinträchtigung des Kindeswohls eingetreten ist“ (ebd.). Insofern muss eine 
                                                          
36 Meier-Gräwe und Wagenknecht sehen die Arbeit der Frühen Hilfen ebenfalls darin Risiken für Kindesver-
nachlässigung und Kindesmisshandlung frühzeitig zu erkennen und in der Konsequenz daraus, den Erzie-
hungsberechtigten entsprechende Angebote anzubieten, um so eine Kindeswohlgefährdung zu verhindern 
(Meier-Gräwe; Wagenknecht 2012, S. 24). 
37 Für nähere Einzelheiten zu dem Urteil vergleiche: BGH FamRZ 1956, S. 350= NJW 1956, S. 1434 
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Gefährdungseinschätzung getroffen werden, die „auf dem Bestehen objektiver Sachverhal-
te“ begründet ist (ebd., S. 28). Die Sachverhalte müssen im Sinne der Verhältnismäßigkeit 
nach § 1666a BGB analysiert werden. Das bedeutet, dass öffentliche Hilfen (§ 27 SGB 
VIII in Verbindung mit § 36 SGB VIII) Vorrang haben und nach § 1666 Abs. 3 Nr.1 BGB 
angeboten werden müssen. 
Für die fachliche Einschätzung einer Gefährdungslage sind Sachverhalte notwendig, die 
beobachtbar sind und Kindeswohl relevante Informationen als Arbeitsgrundlage vorausset-
zen (Schone 2008a, S. 31). Eine solche Einschätzung basiert unweigerlich auf Grundlage 
eines subjektiven Werte- und Normenbewusstsein von Mitarbeitenden der Kinder- und 
Jugendhilfe (vgl. ebd., S. 26f.).38 
Nach Schone (2008a) sind die „genannten Kontrollprozesse (Sammlung und Bewertung 
von Informationen) […] Kernaufgaben im Rahmen des intervenierenden Kinderschutzes“ 
(ebd., S. 31). In diesem Spannungsfeld zwischen Hilfe und Kontrolle bewegt sich vor al-
lem der ASD (Allgemeiner Soziale Dienst), da er durch das Jugendamt beauftragt wird, die 
Ausführung des Wächteramtes zu übernehmen (vgl. ebd., S. 32). Das Aufgabenspektrum 
des ASD umfasst u.a.: „defizitäre Lebenslagen sowie Hilfebedarfe von Familien aufzuspü-
ren und aufzugreifen und Hilfs- und Unterstützungsangebote für Kinder und Familien zu-
gänglich zu machen“ (ebd.). Darüber hinaus bezieht sich Schone (2008a) auf Schone et al. 
(1997), der vier Funktionen für den ASD herausgearbeitet hat. Schone et al. sieht den ASD 
als „Sensor für Problemlagen von jungen Menschen und Familien im Bezirk, „als eigen-
ständige Hilfeinstanz im Netzwerk der Hilfen“, „als Vermittlungsinstanz zu speziellen oder 
intensiveren Hilfsangeboten“ und „als Wächterinstanz über das Kindeswohl“ (vgl. Schone 
et al. 1997, S. 89; Schone 2008a, S. 32). Alleine der Begriff des Sensors, der etwas Techni-
sches darstellt, gibt den Hinweis dafür, dass der ASD als ein Instrument des Jugendamtes 
wahrgenommen werden kann und damit ebenfalls als Instrument für den aktiven Sozial-
staat agiert. Darüber hinaus verdeutlicht die Metapher „Sensor“ die Passivstellung des 
ASD gegenüber dem Sozialstaat. Der Vergleich unterstreicht, dass vorher von der Gesell-
schaft Risikotypen für eine Gefährdung des Kindeswohls definiert wurden und der ASD in 
diesem Sinne darauf reagiert (vgl. Kapitel 1.4 und 1.5). 
                                                          
38 Einige Fachkräfte beklagen sich über „standardisierte Instrumente“, die für eine Einschätzung von Kin-
deswohlgefährdung verwendet werden, wie beispielsweise Fragebögen oder Einschätzungsbögen, da diese 
die Expertise der Fachkräfte und die damit verbundene Intuition außer Acht lassen (NZFH 2013, S. 199ff.). 
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Schäfer und Sann (2014) weisen darauf hin, dass der neoliberale Sozialstaat sich nicht im 
Bereich der Sicherheit zurückziehe, sondern dort durch Gesetzesverschärfungen mehr Prä-
sens zeigt (vgl. Schäfer; Sann 2014, S 85). Hier kann eine Verbindung zu dem Modell Frü-
he Hilfen gesehen werden, da dieses durch die Bekräftigung des Bundeskinderschutzgeset-
zes (2012) und dem KKG einen Beitrag zur „Verbesserung des Schutzes von Kindern vor 
Vernachlässigung und Misshandlung in einer Verstärkung des Schutzauftrags der staatli-
chen Gemeinschaft (= der Staat mit seinen zuständigen Institutionen, also den Jugendäm-
tern und Familiengericht)“ darstellt (ebd., S. 81). Frühe Hilfen bilden damit einen bedeu-
tenden Beitrag zum frühzeitigen Kinderschutz. Durch das Aktionsprogramm Frühe Hilfen 
in Verbindung mit dem Bundeskinderschutzgesetz schließt sich eine ‚Sicherheitslücke‘ im 
deutschen Präventionssystem, indem auch die Kinder unter drei Jahren in den präventiven 
Fokus von Kinder- und Jugendhilfe und dem Gesundheitssystem rücken (ebd., S. 83). 
Nach § 8a Abs. 4 SGB VIII müssen auch freie Träger, die Dienste nach dem SGBVIII er-
bringen, dem Schutzauftrag in ihrer Einrichtung oder in ihrem Tätigkeitsfeld Folge leisten. 
In der Konsequenz bedeutet dies, dass Frühe Hilfen den genannten Schutzauftrag erbringen 
müssen, da das SGB VIII u.a. eine Arbeitsgrundlage darstellt. Die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen für Frühe Hilfen können aus der nachfolgenden Tabelle entnommen werden, die 
sich auf die Aussagen des NZFH (2016) stützen:39 
Tabelle 1: Rechtliche Rahmenbedingung zu Frühen Hilfen 
SGB VIII Inhalt Praxisbeispiel aus dem Be-
reich Frühen Hilfen 
§16 Allgemeine Förderung der 
Erziehung in der Familie  
Aufsuchende Formen der 
Familienbildung  
§19 Gemeinsame Wohnformen 
für Mütter/Väter und Kin-
der  
Mutter-Kind-Heime  
§20 Betreuung und Versorgung 
des Kindes in Notsituatio-
nen  
Familienpflege  
                                                          
39 Weitere rechtliche Rahmenbedingungen für die Frühen Hilfen sind die §§ 1, 8,8a, 8b, 17,42, 72a, 74, 
79,79a, 81 und 86 c SGBVIII (NZFH 2016g). 
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§22ff. Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege  
Entlastungstagespflege 
§27ff. Hilfe zur Erziehung   
§28 Erziehungsberatung  Beratungsstellen für Eltern 
mit Säuglingen und Klein-
kindern (Entwicklungspsy-
chologische Beratung, 
Schreibabyambulanzen)  
§31 Sozialpädagogische Famili-
enhilfe  
Ambulante Erziehungshilfen 
rund um die Geburt  
§32 Erziehung in einer Tages-
gruppe  
Heilpädagogische Tages-
gruppen für Mütter und Kin-
der  
§35 Eingliederungshilfe für see-
lisch behinderte Kinder und 
Jugendliche  
Frühförderung 
§36 Mitwirkung, Hilfeplan   
(Quelle: NZFH 2016g) 
Die Tabelle verdeutlicht, dass Frühe Hilfen nicht nur auf niedrigschwelliger Basis agieren, 
sondern ebenfalls in Bereichen der höherschwelligen Kinder- und Jugendhilfe ihre (rechtli-
che) Aufgaben definieren. Die Paragrafen §§ 27 bis 35 SGB VIII verweisen nicht mehr auf 
eine niedrigschwellige ausgerichtete Hilfe, sondern sind die Maßnahmen für eine Hilfe zur 
Erziehung, die für Eltern freiwillig sind (aber auch als familiengerichtliche Maßnahme 
verpflichtend verordnet werden können) (vgl. § 1666 Abs.3 Nr.1 BGB). Die eingangs er-
wähnte Annahme, dass sich die Angebote der Frühen Hilfen, mit Hilfe zu Erziehung ver-
mischen, scheint sich zu verdichten. Das nachfolgende Kapitel geht näher auf die bereits 
skizzierte Argumentationsfolge ein. 
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3. Vermischung von den Frühen Hilfen und den Angeboten von Hilfe 
zur Erziehung 
3.1 Vermischung aufgrund von rechtlichen Rahmenbedingungen 
Die Bereiche der Frühen Hilfen und des Kinderschutzes sind, wie aufgezeigt, ein viel dis-
kutiertes Thema, ebenso wie der Auftrag der Frühen Hilfen. Wie in Kapitel eins darge-
stellt, wird der Auftrag von den am Modellprojekt Beteiligten unterschiedlich aufgefasst. 
Einige sehen es als niedrigschwelliges Angebot und andere tendieren zu einem mehr se-
kundären, auf der Schwelle zum tertiären Präventionsangebot – folglich zu einem Pro-
gramm für die präventive Maßnahme zur Abwendung und Abklärung von Kindeswohlge-
fährdung. Die Tabelle eins zeigt, dass Frühe Hilfen, in die Bereiche von dem ASD greifen 
und auch bereit sind Aufgaben zu übernehmen bzw. zu begleiten, die nicht mehr als nied-
rigschwellig gelten, wie die Maßnahmen zur Hilfe zu Erziehung (vgl. Tabelle 1, S. 32). In 
der Tabelle eins gibt es darüber hinaus den Verweis zu der sozialpädagogischen Familien-
hilfe (§ 31 SGB VIII) und das diesbezügliche Praxisbeispiel der Frühen Hilfen: „Ambulan-
te Erziehungshilfen rund um die Geburt“. Das unklare Praxisbeispiel der Frühen Hilfen 40 
kann auf den Arbeitsbereich der Familienhebamme anspielen. Die Familienhebammen 
bilden im Rahmen der Frühen Hilfen ein entscheidendes Element in der präventiv ausge-
legten Infrastruktur, da sie eine familienaufsuchende Tätigkeit ausüben und die Familien in 
ihren jeweiligen Wohnungen mit ihren Neugeboren bzw. Kleinkindern (0-3 Jahren) unter-
stützen. Cierpka (2012) und das BMFSFJ (2006) (vgl. Kapitel 1.4) sprechen von einer 
Möglichkeit durch Familienhebammen einen Zugang zu Familien zu bekommen, um etwa-
ige weitere Unterstützungen anzubieten bzw. Risikofaktoren zu erkennen und vorsorglich 
zu behandeln (vgl. Cierpka 2012a; vgl. BMFSFJ 2006, S. 8f.). Das KKG gibt hierfür einen 
Referenzrahmen. Nach Meysen und Schönecker (2009) ist die Gewährung einer Hilfe in 
Gestalt einer Familienhebamme nach § 31 SGB VII fraglich, jedoch kommt die Tätigkeit 
einer Familienhebamme, dem einer sozialpädagogischen Familienhilfe „am nächsten“ 
(Meysen; Schönecker 2009, S. 122). Der Autor und die Autorin schließen jedoch die Mög-
lichkeit nicht aus, dass auch die Tätigkeit einer Familienhebamme nach dem § 31 SGB 
VIII gewährt werden könne, es würde zum einen an dem tatsächlich wahrgenommenen 
                                                          
40 Es ist nicht ersichtlich, welche Profession hier angesprochen ist und nach dem § 31 SGB VIII verortet 
werden kann. 
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Aufgabenspektrum liegen und zum anderen an der Qualifikation der Fachkraft (vgl. ebd., 
S. 122; vgl. Mattern; Lange 2012, S. 72). Die sogenannte „Frühe Familienhilfe“, wie sie im 
Ortenaukreis (Baden-Württemberg) u.a. eingesetzt wird, ist für die Altersgruppe null bis 
drei Jahre ausgebildet und stellt eine Hilfeform dar, die speziell – mit der Rahmung des 
präventiven Arbeitens – im Bereich der Frühen Hilfen ihren Einsatz findet (vgl. Böttinger 
2011, S. 172). Die Frühe Familienhilfe kann eine Ergänzung, Alternative oder als An-
schluss an die Arbeit einer Familienhebamme (die bis zum vollendeten ersten Lebensjahr 
in der betreffenden Familie bleibt) gewährt werden (vgl. Böttinger 2011, S. 172). Sie wur-
de in Anlehnung an die sozialpädagogische Familienhilfe als Hilfeform etabliert. Interes-
sant wäre hier die Frage, ob die Hilfeform (Familienhilfe) nach § 27 SGB VIII in Verbin-
dung mit § 31 SGB VIII kompatibel wäre. Es kann festgehalten werden, dass die Aufga-
benbereiche der Frühen Hilfen sich durch die vielfach gleichen Zielgruppen, wie die soge-
nannten ‚Risikogruppen‘, vermischen. Hier kann vor allem der Bereich der Hilfen zu Er-
ziehung mit den §§ 28 bis 35 SGB VIII in den Fokus gerückt werden. Es scheint, als wenn 
die Frühen Hilfen nicht zu Letzt mit ihrem multiprofessionellen Team und ihren interdis-
ziplinären Kooperationspartnern zwischen den verschiedenen (Sozial-) Gesetzbüchern 
(SGB V, SGB VIII, SGB IX, SCHKG, BGB, BKiSchG, STGB und KKG) diffundieren 
(vgl. NZFH 2016g). Dies macht es für verschiedene Interessenten dieses Themas schwierig 
nachzuvollziehen, nach welchem Auftrag resp. nach welchem Gesetzesbuch Frühe Hilfen 
im jeweiligen Hilfeangebot agieren. Dies ist für die Feststellung eines vollends nied-
rigschwelligen Angebotes jedoch elementar und auch gegenüber den KlientInnen eine Fra-
ge der Transparenz. 
Tabelle eins zeigt darüber hinaus, dass der Paragraf 35 SGB VIII (Intensive sozialpädago-
gische Einzelbetreuung) ebenfalls eine Bedeutung für Frühe Hilfen hat. Frühe Hilfen haben 
in diesem Kontext die Frühförderung als Praxisbeispiel angegeben (vgl. Tabelle 1; NZFH 
2016f). Die Frühförderung findet ihre gesetzliche Bestimmung im § 30 SGB IX (Hervorhe-
bung C. N.). Paragraf § 35 SGB VIII gehört zu den Maßnahmen zu Hilfe zu Erziehung 
(vgl. § 27 Abs. 2 Satz 1 SGB VIII) und ist demnach, nach Prüfung der Tatbestandsvoraus-
setzung, einklagbar (vgl. § 27 Abs. 1 SGB VIII, vgl. Schone 2008a). Dieser Paragraf ver-
läuft nicht mehr auf der Ebene der Niedrigschwelligkeit. Es ist jedoch denkbar, dass Frühe 
Hilfen in Kooperation mit bspw. dem ASD gleichermaßen eine Einzelbetreuung gewähr-
leisten, „die einer intensiven Unterstützung zur sozialen Integration und zu einer eigenver-
antwortlichen Lebensführung“ darstellen (§ 35 SGB VIII). Der Paragraf 30 Abs. 2 SGB IX 
verdeutlicht, dass Leistungen nach diesem Paragrafen auch „nichtärztliche therapeutische, 
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psychologische, heilpädagogische, sonderpädagogische, psychosoziale Leistungen“ sein 
können (§ 30 Abs. 2 SGB VIII). Demnach wäre hier eine Kompatibilität der Hilfeformen 
möglich. Zweifelhaft ist, ob dies nicht das umworbene niedrigschwellige Bild von Frühen 
Hilfen beeinträchtigt, wenn diese parallel zu Angeboten von Hilfe zu Erziehung verlaufen. 
Darüber hinaus verdeutlicht dies den Synergieeffekt von Frühe Hilfen mit der Kinder- und 
Jugendhilfe in Form vom ASD und dem kommunalen Jugendamt. Die daraus entstehende 
Ambivalenz der Frühen Hilfen zwischen Hilfe und Wächteramt ist hier zu erkennen, allei-
ne durch die Beteiligung der Hilfe, im Kontext der Hilfe zur Erziehung. 
Im Folgenden soll das Unterkapitel 3.2 die Ambivalenz der Frühen Hilfen in Bezug auf 
den zu gewährenden Schutzauftrag, mit Hilfe der Abbildung eins, näher erläutern.
38 
 
3.2 Vermischung aufgrund der Wahrnehmung des Schutzauftrages 
Die bereits angesprochenen Themen Kindeswohlgefährdung und Kindesvernachlässigung 
spielen in Bezug auf das Wächteramt und den Schutzauftrag eine erhebliche Rolle. Die 
Abbildung eins veranschaulicht drei Bereiche im Kontext des Kinderschutzes: Förderung, 
Hilfe und Schutz. Eine geschweifte Klammer bildet einen gemeinsamen Ausgangspunkt 
für die drei Bereiche. Hierbei handelt es sich um die Gesamtverantwortung des Staates für 
die „Schaffung positiver Lebensbedingungen“ (Hensen; Schone 2010, S. 330). Sowohl die 
Schwelle zwischen den Bereichen Förderung und Hilfe, als auch die Schwelle zwischen 
Hilfe und Schutz, sind in der Abbildung gestrichelt gekennzeichnet. Die horizontale Achse 
zeigt den Verlauf von einer Unterstützung (Förderung und Hilfe) hin zu einer Intervention, 
die im Bereich des Schutzes zu verorten ist. In den jeweiligen drei Bereichen sind die Leis-
tungen und Maßnahmen skizziert. Frühe Hilfen verorten sich der Abbildung nach auf der 
Schwelle zur Hilfe. Sie bilden folglich den Übergang zur sekundären Prävention. Die Ge-
fährdungsschwelle liegt zwischen den Bereichen Hilfe und Schutz. Die Abbildung veran-
schaulicht, dass die Kontrolle jedoch in allen Bereichen vorhanden ist. 
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Abbildung 1: Leistungen und Maßnahmen der Jugendhilfe im Kontext des Kinderschutzes  
 (Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Hensen; Schone 2010, S. 330) 
Die Abbildung zeigt eine Abgrenzung (blaue, leicht gestrichelte Linie) der Bereiche Förde-
rung und Hilfe und eine deutlich sichtbare Durchlässigkeit (zweite stärker gestrichelte Li-
nie) in Bezug auf die Bereiche Hilfe und Schutz. In der Konsequenz bedeutet, dass die 
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Bereiche Förderung und Hilfe weitestgehend unabhängig voneinander ihre Leistungen und 
Maßnahmen erbringen und Frühe Hilfen hauptsächlich an der Schwelle zur Hilfe agieren. 
Im Folgenden soll aufgezeigt werden, dass eine solche Vereinfachung der Bereichseintei-
lung im Kontext des Kinderschutzes fragwürdig ist. 
Nach Schone (2011) findet sich der Tätigkeitsbereich der Frühen Hilfen in der Unterstüt-
zung von „Familien mit Kindern in belasteten Lebenssituationen, insbesondere aber Fami-
lien mit Säuglingen und Kleinkindern“ wieder (Schone 2011, S. 26ff.). Frühe Hilfen veror-
ten sich allerdings nicht fest in einem Bereich, wie folgendes Zitat, welches aus der Be-
griffsdefinition von Frühen Hilfen entnommen wurde zeigt: „Wenn die Hilfen nicht ausrei-
chen, eine Gefährdung des Kindeswohls abzuwenden, sorgen Frühe Hilfen dafür, dass wei-
tere Maßnahmen zum Schutz des Kindes ergriffen werden […]“ (Wissenschaftlicher Beirat 
des NZFH 2009). Schone (2011) kritisiert diesen Teil der Definition von Frühen Hilfen, da 
er den Auftrag von Frühen Hilfen auf einer Unterstützungsebene und weniger auf einer 
Interventionsebene zur Vermeidung von Kindeswohlgefährdung sieht (vgl. Schone 2011). 
So sagt er: „Die […] Formel ‘Frühe Hilfen bei Kindeswohlgefährdung’ ist […] genau so 
paradox, als würde man von ‘Vorsorge und Früherkennung bei akutem Krankheitsaus-
bruch’ sprechen. Sie kennzeichnet eine mangelnde fachliche Differenzierung des breit ge-
fächerten und vielschichtigen Auftrags der Jugendhilfe“ (Schone 2010, S. 7). Damit sieht 
Schone keine Vermischung des präventiven Systems Frühe Hilfen und dem Schutzauftrag 
bei Kindeswohlgefährdung. Der Autor unterscheidet zwei Richtungen von Kinderschutz: 
im Rahmen Früher Hilfen durch Achtsamkeit gegenüber Lebenslagen von Kindern und Eltern; 
frühes Erkennen schwieriger Lebensumstände; Ansprache von Eltern und Vermittlung früher 
Hilfen; offensives Werben für die Inanspruchnahme von Hilfsangeboten im Sinne sozialpäda-
gogischer Dienstleistungen (1. Schwelle: Frühe Hilfen), 
im Rahmen des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung durch Aufgreifen und Analysieren 
von gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung; Durchführung von Risi-
koeinschätzungen; ggf. entschlossene Intervention zum Schutz des Kindes (2. Schwelle: 
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung) (Schone 2011, S. 27). 
Hier zeigt sich, dass Schone (2011) versucht eine scharfe Trennung von Frühen Hilfen und 
dem Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung vorzunehmen. Allerdings räumt er ein, dass 
„Elemente Früher Hilfe“ den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung sehr nahekommen 
wie bspw. bei der Mangelversorgung eines Säuglings (ebd.).41 Die Argumentation des Au-
                                                          
41 Insofern zeigt dies, dass eine starre Abbildung (wie Abbildung eins), ein komplex fungierendes und dyna-
misches Präventionssystem nur bedingt abbilden kann. Wolff (2010) äußert sich kritisch zu einem solchen 
dreistufigen Modell des Hilfesystems (Förderung, Hilfe, Kinderschutz): „Im Förderbereich herrscht Freiwil-
ligkeit, im bereits riskanten Hilfebereich wird noch verhandelt, im roten Bereich wird entschieden, gilt der 
41 
 
tors verdeutlicht die Ambivalenz von Frühen Hilfen. So spricht er davon, dass auch Träger 
von Angeboten früher Hilfen, den Schutzauftrag nach § 8a SGB VIII nachkommen müs-
sen, wenn sie die nötigen Verträge mit dem öffentlichen Träger abgeschlossen haben (vgl. 
ebd., S. 25). Dadurch werden öffentliche sowie freie Träger in die Pflicht genommen, „bei 
gewichtigen Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung tätig“ zu werden und eine „Ri-
sikoeinschätzung“ vorzunehmen (ebd.). Dadurch ist die scharfe Trennung von Schone be-
zogen auf den Schutzauftrag und Frühe Hilfen fragwürdig. 
Die Einbeziehung aller Träger zeigt eine neue Dimension von Kinderschutz. Nach Schone 
(2011) entspricht dies, einem „bislang nicht praktizierten Ausmaß in die Wahrnehmung 
des staatlichen Wächteramtes“ (ebd.). Insofern ist hier das Gebot der Fachlichkeit, die An-
gebote der Frühen Hilfen genau in diesen Kontext des präventiven Handelns und der De-
batte um das Wohl des Kindes resp. des Schutzes des kindlichen Wohls zu platzieren. 
Schone (2008a) sieht darüber hinaus eine Beteiligung des Staates in dem Doppelauftrag 
von Frühwarnsystemen und deren Präventionsidee. So heißt es: „Die andere Dimension 
des Präventionsgedankens ist eher darauf gerichtet, aktiv Hilfebedarfe zu suchen und zu 
entdecken. Dies bedeutet immer auch, dass der Staat sich in private Lebensbereiche von 
Familien ‚vortastet‘“ (Schone 2008a, S. 66).  
Genau dieser Balanceakt, den der Doppelauftrag42 der Frühwarnsysteme impliziert, kann 
eine Barriere für das Arbeiten mit Familien darstellen. Ein nicht unwesentlicher Arbeitsbe-
reich der präventiven Arbeit von Frühen Hilfen bildet die Datenerfassung43. Bröckling 
(2004) kommentiert das Wissensproblem von Prävention, wie folgt: „Ohne Ätiologie keine 
Prognostik, ohne Prognostik keine Prävention. Vorbeugen verlangt daher systematische 
Wissensproduktion“ (Bröckling 2004, S. 211). Das Zitat zeigt, dass Datenerhebung unwei-
gerlich mit zum Inhalt präventiven Arbeitens gehört, um Risikofaktoren zu erfassen und zu 
analysieren. Jedoch merkt er an, dass die Risikofaktoren nie ganzheitlich erfasst werden 
können und das „Präventionswissen“ dadurch lückenhaft bleibt (ebd.). Frühe Hilfen müs-
sen jedoch im Rahmen des Doppelauftrags, Daten erfassen und auswerten (vgl. Schone 
2008a, S. 66f.). Dieser Vorgang muss mit dem gültigen Recht kompatibel sein. 
                                                                                                                                                                               
Ausnahmezustand“ (Wolff 2010, S. 9) Er geht davon aus, dass in den einzelnen Bereichen „gestuft Macht 
ausgeübt“ wird (ebd.). 
42 Der Doppelauftrag ist zum einen gekennzeichnet durch die Niedrigschwelligkeit und zum anderen durch 
den Schutzauftrag nach § 8a SGB VIII). 
43 Hier greift die gesetzliche Datenschutzbestimmung nach §§ 61-65 SGB VIII (vgl. Jugendamt der Stadt 
Dormagen 2011, S. 219). 
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Im Grundgesetz heißt es, dass jeder Mensch „das Recht auf die freie Entfaltung seiner Per-
sönlichkeit [hat], soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfas-
sungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt“ (Art. 2 Abs. 1 GG; vgl. NZFH; 
BZgA 2015, S. 8). Insofern bedeutet dies, dass jeder Mensch wissen muss, wozu er seine 
Zustimmung gibt (dazu zählt auch die Weitergabe persönlicher Informationen). Das Prin-
zip „der Königsweg ist die Einwilligung“ trifft auf alle beratenden und helfenden Funktio-
nen bei den Frühen Hilfen zu (Nationales Zentrum Frühe Hilfen; Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung 2015, S. 32ff.). Frühe Hilfen können nur dann Informationen 
über ihre KlientInnen von anderen Stellen erhalten oder weitergeben, wenn die Familie 
vorher bewusst zugestimmt hat (Hervorhebung C. N.; ebd., S. 31f.). Eine andere Vorge-
hensweise gibt es bei einer akuten Gefährdung für das Wohl des Kindes. Das KKG ermög-
licht hier Geheimnisträgern, wie u.a. den Hebammen (Berufe sind in § 4 Abs. 1 KKG defi-
niert), die Weitergabe von Informationen (auch ohne das Wissen der Beteiligten) an das 
Jugendamt, sofern eine Gefährdung des Kindeswohls nach § 1666 Abs.1 BGB vorliegt 
(vgl. § 4 Abs. 3 KKG). Das Gesetz versucht auch hier die Erziehungsberechtigten in den 
Prozess des Schutzes miteinzubeziehen, sofern dadurch der Schutz des Kindes nicht ge-
fährdet wird (§ 4 Abs. 1 Nr. 7 KKG). Übergehen die Fachkräfte die bewusste Zustimmung 
der KlientInnen, nach dem Grundsatz ‚vielleicht gegen den Willen, aber nicht ohne Wis-
sen’ kann dies erhebliche Folgen für die weitere Zusammenarbeit nach sich ziehen (vgl. 
Nationales Zentrum Frühe Hilfen, Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 2015, S. 
18ff.). Die betroffenen Familien können sich bspw. weiterer Hilfe entziehen, so dass das 
„Werben für die Angebote anderer helfender Personen und Stellen“ keine Wirkung mehr 
zeigt (ebd., S. 33). Prävention ist hier ein Balanceakt, da ebenfalls eine Berücksichtigung 
vorgenommen werden muss, um mögliche andere Kinder der Familie zu erreichen. Durch 
das beschriebene Vorgehen der Sozialen Dienste gegen eine Familie kann ein Vertrauens-
bruch geschehen, der sich auf zukünftige niedrigschwelligen Maßnahmen auswirken kann. 
Der hierdurch entstehende Schaden kann einen Entzug der Familie an solchen Maßnahmen 
mit sich bringen und dadurch einen Effekt auf andere Kinder der Familie haben44.  
Wie sich herausstellt, kommt Frühen Hilfen eine Kontrollfunktion zu, die in einer unwei-
gerlichen Ambivalenz der Frühen Hilfen zwischen Kontrolle und Hilfe mündet. Hier 
schließt sich Wolffs Argumentation an, der im Gegensatz zu Schone von einer Vermi-
                                                          
44 Eine Gefährdungseinschätzung erfolgt für Kindeswohlgefährdung für jedes einzelne Kind in der Familie. 
Hierfür ist es erforderlich, dass eine künftige Schädigung droht. „Schon eingetretene Schäden sind weder 
erforderlich noch ausreichend“ (Schone 2008a, S. 27). 
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schung von Kinderschutz und Frühe Hilfen ausgeht und dies von einer sozialpolitischen 
Perspektive aus argumentiert. Er kritisiert die etablierte Präventionslandschaft wie folgt 
(und dazu zählen auch die Frühen Hilfen): „Die Wiederentdeckung der Prävention in der 
Kinder- und Jugendhilfe: Fördern, helfen, schützen von Anfang an – oder: Überwachen, 
Erfassen, Behandeln in der neuen Sicherheitskultur“ (Wolff 2010, S. 9). Dieses Zitat zeigt, 
dass Wolff eine Vermischung von Prävention und Wächteramt sieht, welches an die Ar-
gumentation im zweiten Teil dieser Arbeit anschließt. So kritisiert Wolff (2010) (der sich 
auf Lessenich (2013) und Saar (2007) bezieht) die widersprüchliche programmatische Ori-
entierung von den Frühen Hilfen, indem er sagt: 
Neue Gouvernementalität heißt ‚Anleitung zur Selbststeuerung‘. Das ist die Grundlage für das neue 
Interesse der Politik an Frühen Hilfen. Sie [Konzepte Früher Hilfen] setzen auf Freiheit und wollen 
die sozialstaatlichen Institutionen als ‚Ermöglichungsagenturen aktiver Eigenverantwortung‘ regel-
recht neu erfinden. Sie verstärken jedoch zugleich die vormundschaftskomplexhafte Erfassung und 
Kontrolle armer, marginalisierter Bevölkerungsschichten, denen gesellschaftlich und politisch keine 
wirklichen Teilhabechancen eingeräumt werden, deren Kinder man aber jedenfalls nicht scheitern 
lassen möchte (Erklärung C.N., Wolff 2010, S. 9; vgl. Lessenich 2013, S. 84; Saar 2007, S. 
38). 
Dem Zitat zufolge schwanken die Frühen Hilfen zwischen der Ermöglichung und Unter-
stützung von (familialer) Eigenverantwortung, welche sich durch Begleitung, Beratung 
und Bildung zeigt und einer „vormundschaftskomplexhaften Erfassung und (Risiko-) Kon-
trolle armer, marginalisierter Bevölkerungsschichten, denen gesellschaftlich und politisch 
keine wirklichen Teilhabechancen eingeräumt werden, deren Kinder man aber jedenfalls 
nicht scheitern lassen möchte“ (ebd.). Der Autor weist hier auf eine Doppeldeutigkeit der 
Programmperspektive von Frühen Hilfen hin (vgl. 2010, S. 8). Nach Wolff ist es wichtig, 
marginalisierten Bevölkerungsschichten beherzt und nachhaltig zu fördern (vgl. Wolff 
2010; Wolff 2015; Wolff 2016). Hierfür ist auch ein sozialpolitisches und gesellschaftli-
ches Umdenken von Nöten. Armutsbekämpfung und die Begleitung und Beratung von 
allen systemrelevanten Familienmitgliedern müssen durch vernetzte multiprofessionelle 
Einrichtungen näher fokussiert werden. Darüber hinaus sollte diese nachhaltige Förderung 
mit der gleichzeitigen Umkehr des Versuchs einer völligen ‚Risikokontrolle‘ verbunden 
werden (vgl. ebd.). 
Die sozialstaatlichen Institutionen, die Wolff anspricht, stehen im Zeichen des „‚neolibera-
len‘ Umbau des Sozialstaats“ (Lessenich 2013, S. 84). Das „neue Interesse der Politik an 
Frühen Hilfen“ hat nach Wolff demnach etwas mit der „Anleitung zur Selbststeuerung“ zu 
tun. Hierbei aktiviert der Sozialstaat die menschlichen Subjekte zur „Eigenaktivität“ (vgl. 
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Lessenich 2013, S. 84). Nach Lessenich (2013) ist die Aktivierung zur Eigenaktivität nicht 
der einzige Vorgang des neoliberalen Staates (vgl. ebd.). Zu dem Repertoire des Sozial-
staates gehören nicht zuletzt „neben den aktivierungspolitischen Techniken und Instanzen 
der Anleitung zum Selbstverantwortlichsein durchaus ‚klassische‘ sozialpolitische Pro-
gramme und Institutionen autoritativer Bedarfszuweisung und direktiver Verhaltenssteue-
rung“ (ebd.). Die Frühen Hilfen gehören zu den angesprochenen sozialpolitischen Pro-
grammen und bilden mit ihrem frühen, intervenierenden Präventionsmodell einen ent-
scheidenden Baustein in der deutschen Präventionslandschaft. Wie im zweiten Kapitel 
erläutert, spielt hier der Gedanke der Steuerung eine wesentliche Rolle in dem Versuch, die 
Motivation der hauptverantwortlichen Akteure im System der Prävention zu erfassen.  
Die Kinder- und Jugendhilfe kann unter den von Mayntz (1997) geprägten Begriff des 
Steuerungsobjektes gesehen werden und in der Konsequenz daraus, ebenso die Frühen 
Hilfen, die ein Teil des Präventionssystems darstellen. Mit dieser Schlussfolgerung hat 
demnach der neoliberale und aktive Sozialstaat die Möglichkeit, aktiv und „gezielt“ Regu-
lationen in diese Systeme zu implementieren (vgl. Mayntz 1997, S. 191, vgl. Lessenich 
2013, S, 84). Da das Familiensystem nach Mayntz (1997) und Tyrell (1979) hoch komplex 
ist, kann das Steuerungssubjekt (Staat) nur erschwert darauf Einfluss nehmen (vgl. Mayntz 
1997, S. 202, vgl. Tyrell 1979, S. 55). Insofern können Frühe Hilfen durch ihre Angebote, 
wie bspw. den Familienhebammen, eine „direktive[.] Verhaltenssteuerung“ (Lessenich 
2013, S.84) auf Familien ausüben und so zu einer Verhaltensprävention (vgl. Kapitel 1.3) 
beitragen. Die Frühen Hilfen bilden bewusst oder „vorbewußt[sic!]“45 eine kontrollierende 
Funktion in der deutschen Präventionslandschaft, wenn sie von Familien als Dienstleistung 
in Anspruch genommen werden. Auch wenn das Leitbild der Frühen Hilfen ein wertschät-
zendes und subjektbezogenes sein mag (vgl. NZFH 2016h), kann sich das Netzwerk Frühe 
Hilfen nicht dem normierenden System der Kinder-und Jugendhilfe und den damit imple-
mentierten Normen bewussten Präventionsdenken entziehen (vgl. NZFH 2013, S. 150ff.). 
Dies wirkt sich kohärent auf die Konstruktion und Analyse von Risiken aus, die wiederum 
einen Effekt auf die Verhaltensprävention und den unmittelbaren Kontakt mit KlientInnen 
hat. Die Ambivalenz, die hier entsteht, bedingt durch das einerseits zu gewährende Ver-
                                                          
45 Der Begriff „vorbewußt[sic!]“ stammt von Sigmund Freud und beschreibt eine Ebene des Bewusstseins, 
indem Inhalte des ‚Seelenlebens‘, als „bewußt[sic!]“ wahrgenommen werden. Daneben gibt es einen Teil 
des „bewußten[!]“ „Inhalts des Seelenlebens“, den das Individuum nicht kennt. Dieser Teil nennt Freud 
„vorbewußt [sic!]“, da das Individuum diese Teile noch entdecken kann (Dr. Oliver Walter 2009). 
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trauen an die KlientInnen und andererseits durch die Forderungen an ein Frühwarnsystem 
(vgl. vorherige Kapitel), erschwert die Arbeit von Frühen Hilfen.  
3.3 Transparenz und dialogische Qualitätsentwicklung als möglicher Lö-
sungsweg 
Es wäre denkbar, dass ein möglicher Lösungsweg für den Umgang mit Ambivalenzen von 
Frühen Hilfen sein kann, die eigene Arbeit und ihren Auftrag nochmals differenzierter zu 
betrachten. Hier ist vor allem der Schutzauftrag zu nennen, den Frühe Hilfen durch eine 
Generalvereinbarung befolgen müssen. Frühe Hilfen können ihre Rolle in der Präventions-
landschaft transparent und vor allem kritisch reflektieren (Hervorhebung C. N.), um dem-
nach die gebotene fachliche Transparenz Familien, aber auch Mitarbeitenden gegenüber zu 
erbringen. Die vorliegende Arbeit zeigt, dass selbst durch die Begriffsdefinition von Frü-
hen Hilfen im Jahre 2009 durch den wissenschaftlichen Beirat immer noch offene Fragen 
in der Wissenschafts- und Fachwelt über die Einordnung von Frühen Hilfen vorherrschen. 
Die Einbeziehung dieser Diskurse in den Prozess der Qualitätsentwicklung könnte eine 
Bereicherung für Frühe Hilfen darstellen, da so gleichzeitig eine fachliche Auseinanderset-
zung stattfindet, die zu einer Weiterentwicklung des Netzwerks führt. Im Jahre 2008 haben 
Frühe Hilfen ein fünfjähriges Forschungsprojekt im Aufgabenbereich „Qualitätsmanage-
ment im Kinderschutz“ initiiert, welches u.a. von Wolff wissenschaftlich begleitet wurde 
(vgl. NZFH 2013, 7ff.). Im Verlauf des Forschungsprojekts hat sich herausgestellt, dass die 
dialogische Qualitätsentwicklung eine Methode ist, um über Fehlerwahrnehmung in einem 
interdisziplinarischen Team ins Gespräch zu kommen (vgl. ebd.). Das zugrundeliegende 
Menschenbild der Methode geht davon aus, dass „Fachkräfte nicht nur als Organisations-
mitglieder, sondern […] auch als Experten ihrer eigenen Praxis und somit auch ihrer Ver-
änderung“ wahrzunehmen sind (ebd., S. 107). Die in den Forschungsprojekten beteiligten 
Fachkräfte46 aus über 40 Kommunen wurden auf verschiedene „Qualitätsentwicklungs-
werkstätten“ aufgeteilt, in denen begründet durch die unterschiedlichen professionellen 
Hintergründe der Fachkräfte auch „Konkurrenz und Konflikt“ zum Thema in den Werk-
stätten gemacht wurde (ebd., S. 108). Das NZFH stellt hierzu fest: „Auch zukünftig wird 
dies als Spannungsfeld in der interprofessionellen Einschätzung von Gefährdungen des 
Kindeswohls von Bedeutung bleiben und ist im Rahmen von Qualitätsentwicklungsprojek-
ten weiterhin zu bearbeiten“ (ebd.). Kinderschutz und dessen Prävention ist folglich ein 
                                                          
46 Eltern wurden ebenfalls zum Dialog um Qualitätsentwicklung eingeladen. 
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Thema, welches nicht nur mit Hilfe von Einschätzungsinstrumenten betrachtet werden 
kann, sondern ebenfalls mit der Hintergrundfolie der verschiedenen Professionen der 
Fachkräfte und deren Haltung zum Thema Kinderschutz. Multiprofessionelle Teams bilden 
folglich eine Bereicherung, aber auch eine Herausforderung für den Kinderschutz und für 
Frühe Hilfen (vgl. Rietmann 2007, S. 66ff.).  
Übertragen auf die Ambivalenzen von Frühen Hilfen kann die dialogische Qualitätsent-
wicklung dazu verhelfen, gemeinsam in den multiprofessionellen Teams über den Doppel-
auftrag von Frühen Hilfen in den Dialog zu treten. Hier kann die Chance genutzt werden, 
eine gemeinsame Rolle in diesem Auftrag zu finden und hierfür gemeinsame Qualitäts-
standards zu entwickeln sowie diese konzeptionell festzuhalten (Hervorhebung C. N.). 
Eine gemeinsame abgestimmte 47Konzeption kann gerade in diesem Bereich, der, wie das 
Forschungsprojekt zeigt, bei vielen Fachkräften Unsicherheitsgefühle verursacht (vgl. 
NZFH 2013), einen Referenzrahmen für MitarbeiterInnen von Frühen Hilfen darstellen 
und Sicherheit geben  
Transparenz gegenüber den KlientInnen (sofern diese keine Dritten schädigt) kann eben-
falls die Handlungssicherheit der Fachkräfte beeinflussen, da hier die Arbeit der HelferIn-
nen auf Grundlage eines Vertrauensfundamentes errichtet wird und weniger auf einem 
Vertrauensverhältnis mit zurückgehaltenen Informationen. Transparenz heißt hier, den 
vereinbarten Schutzauftrag offen zu kommunizieren. Frühen Hilfen selbst formulieren, 
dass Transparenz ihnen ein wichtiges Anliegen ist, mit denen sie auch werben (vgl. NZFH 
2016h). Der Spruch „der Königsweg ist die Einwilligung“ kann hier modifiziert werden zu 
„der Königsweg ist die Transparenz“. Transparenz gegenüber möglichen KlientInnen, ist 
nicht einfach, zumal Frühe Hilfen einen Zugang zu (vor allem) marginalisierenden Grup-
pen bekommen sollen (vgl. Cierpka 2012a, S. 18ff.). Hier wird weiterer Forschungsbedarf 
ersichtlich. 
4. Fazit und Ausblick 
Die exemplarische Arbeit konnte darlegen, dass Frühe Hilfen als Frühwarnsystem einen 
wichtigen Platz in der deutschen Präventionslandschaft einnehmen, es aber noch wenige 
zufriedenstellende Antworten bezüglich des Diskurses um die Vermischung von Frühen 
                                                          
47 Hier ist auch der Aspekt der gemeinsamen Umsetzung von erheblicher Bedeutung. Eine gemeinsam gefer-
tigte Konzeption bedeutet nicht gleichzeitig, dass diese auch umgesetzt wird. 
47 
 
Hilfen und dem Wächteramt gibt bzw. die Schwelle von der Hilfe zur Gefährdungsabwehr 
noch näher in den Forschungsfokus rücken sollte. Die hierzu angelegte Arbeitshypothese, 
dass eine Vermischung von den Angeboten der Frühen Hilfen und den Angeboten der Hil-
fe zur Erziehung stattfindet, wird in dieser Arbeit bestätigt. Es findet eine Vermischung 
aufgrund der weit ausgelegten rechtlichen Rahmenbedingungen statt, die auch einen Ein-
satz der Frühen Hilfen im Bereich der Hilfe zu Erziehung vorsehen (vgl. Kapitel zwei und 
drei). Darüber hinaus findet eine Vermischung durch den durchzuführenden Schutzauftrag 
statt, der durch das Wächteramt (vgl. Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG) und den Paragrafen 8 a 
SGB VIII seine Begründung findet. Das Unterkapitel 3.3 weist auf, dass noch weiterer 
Forschungsbedarf in der Qualitätsentwicklung vorherrscht. Des Weiteren sind in dieser 
Arbeit noch Fragen zu dem Verhältnis von sozialen Diensten und den Maßnahmen des 
aktivierenden Sozialstaates in den Punkten Re-Familisierung und De-Familisierung aufge-
kommen. Soziale Dienste müssen hier eine eindeutige Positionierung vornehmen. Das 
heißt, sozialarbeitende Berufsgruppen müssen sich mit den Handlungsstrategien vom Sozi-
alstaat auseinandersetzen, diese kritisch reflektieren und ihre eigene Profession dazu ins 
Verhältnis setzen. Diese kritische Einordnung ist elementar, da soziale Berufsgruppen wie 
bspw. KindheitspädagogInnen vielmehr als Lobby für Familien und Kinder verstanden 
werden sollten und weniger als „Teil der Steuerungsstrategie“ des Sozialstaates (vgl. Mül-
ler; Otto 1980). Das erste und zweite Kapitel dieser Arbeit zeigen den Rahmen auf, indem 
sich Frühen Hilfen bewegen. Hier ist vor allem die noch unklare Einordnung der Frühen 
Hilfen in das Präventionssystem zu erwähnen sowie die Auseinandersetzung von den ge-
sellschaftlichen, konstruierten Normen und Risiken hinsichtlich eines familiären Lebens. 
Dabei können sozialpolitische Entscheidungen ebenfalls die Lebenswelten einer Familie 
beeinflussen (vgl. Kapitel eins und zwei). 
Der ökonomische Gedanke spielt in der Präventionsarbeit genauso eine Rolle wie die Bil-
dung und Rekrutierung von Humankapital. Die dahingehende Arbeitshypothese, dass dem 
Präventionsgedanken der Frühen Hilfen außerdem ein staatliches Anliegen zugrunde liegt 
– die Erhaltung und Förderung von Humankapital – wird hier ebenfalls bestätigt. Frühe 
Hilfen sind Teil des Präventionssystems und bewegen sich daher in einem normierten Sys-
tem. Ein Aspekt ihres Handlungsauftrages ist, für weitergehende Hilfe bei Familien zu 
werben, die dann auch in das Handlungsfeld des ASD fallen können. Diese Hilfen können 
auch de- familisierende Maßnahmen sein, wie der freiwillige Besuch der Kinder, in Kin-
dertagesstätten oder eine Maßnahme nach § 32 SGB VIII in Verbindung mit § 27 SGB 
VIII.  
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De-familisierende Maßnahmen bilden für den Sozialstaat einen dreifachen Nutzen: 
1. Mütter und Väter, die im erwerbsfähigen Alter sind, bilden bereits ein Humankapi-
tal für den Sozialstaat und können durch die Betreuung ihrer Kinder in einer Bil-
dungsinstitution motiviert sein, in den Arbeitsmarkt (wieder) einzutreten (vgl. Rü-
ling 2010).  
2. Der Besuch der Kinder im Kindergarten sieht u.a. eine Vorbereitung auf den ver-
pflichtenden Schuleintritt vor. Dieser institutionelle Weg der Kinder, bildet unwei-
gerlich eine „Heranbildung von ‚Humankapital‘“ für die Gesellschaft (Oelkers; 
Richter 2009, S. 37).  
3. Der letzte Nutzen des Sozialstaates an einer De-Familisierung bildet eine umfas-
sendere Erfüllung des Schutzauftrages, durch die freien Träger, da diese aufgrund 
der Subsidiarität viele Angebote der Kinder- und Jugendhilfe anbieten und umset-
zen müssen (vgl. § 3 Abs. 3 SGB VIII). 
Hier ist ersichtlich, dass Sozialpolitik und Prävention sich bedingen. Frühe Hilfen sowie 
andere Akteure in der deutschen Präventionslandschaft können hierzu aufgerufen werden, 
den Nutzen des Sozialstaates an de-familisierenden Maßnahmen kritisch zu betrachten. 
Rüling (2010) hinterfragt die Qualität der außerhäuslichen Betreuung der Kinder und die 
jeweilige politische Priorisierung dahinter (vgl. Rüling 2010, S. 98). Die Autorin kritisiert, 
dass die ‚Betreuungsfunktion‘ fokussiert wird in der Sozialpolitik, aber die Qualität – und 
hiermit ist auch der Bildungsaspekt angesprochen, zweitrangig zu sein scheint (ebd.). 
Fachkräfte der präventiven Dienste wie Frühe Hilfen können versuchen die Qualität der 
Betreuung zu fokussieren und den wirtschaftlichen und ökonomischen Nutzen von De-
Familisierung an zweiter Stelle zu thematisieren. Hierdurch können Soziale Dienste einen 
dekonstruierenden Beitrag für die Veränderung eines neoliberalen Präventionssystems leis-
ten. 
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